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Dem Parteitag der SPD, der Mitte dieses Monats in Nürnberg slattfindet, liegt
eine Flut von Anträgen vor — genau 951. Das ist eine Zahl, die bisher auf

keinem Parteitag erreicht wurde. Es ist aber nicht nur die ungewohnte Menge
der Anträge, die das Unbehagen und die kritische Stimmung der Mitglieder in
der SPD widerspiegelt, vielmehr läßt der politische Inhalt erkennen, daß die
übergroße Mehrheit der Sozialdemokraten die in der Großen Koalition mani-
festierte Zusammenarbeit ihrer Partei mit der CDU/CSU ablehnt und eine auf
die traditionellen Aufgaben und Ziele ausgerichtete Sozialdemokratie als Par-
tei der Arbeiterschaft fordert.

Von den 951 Anträgen aus der Parteimitgliedschaft sind allein 100 gegen die
Notstandsgesetze gerichtet und über 50 gegen die Einführung des Mehrheits-
wahlrechts. Alle diese Anträge sind eindeutig als eine Verurteilung der Politik
der Großen Koalition zu deuten. Das gleiche gilt für die Anträge zur Außen-
politik und : ur Deutschlandfrage. Auch hier kommt das wachsende Mißbehagen
an der nur. on den SPD-Ministern gestützten Politik der CDU/CSU zum Aus-

SPD-Parteitag
mit viel
Zündstoff

druck, so u. a. in den Anträgen, die
eine Anerkennung der DDR und den
Verzicht auf die Hallstein-Doktrin for-
dern und die Oder - Neiße - Linie als
endgültige Grenze akzeptiert wissen
wollen. Und schließlich hat sich der
Parteitag mit einer Anzahl von Anträ-
gen zur Wirtschafts- und Sozialpolitik
zu beschäftigen, in denen u. a. eine
soziale Steuerpolitik und der Abbau
undemokratischer Wirtschaftsstruktu-
ren verlangt wird.

Sehr umstritten sind bei den Mitglie-
dern außerdem die sogenannten „Perspektiven", die der Parteivorstand zur
Vorbereitung des Parteitages veröffentlicht hat. Hier wird neben einer grund-
sätzlichen Analyse der politischen und gesellschaftlichen Bedingungen in der
Bundesrepublik vor allem eine Konkretisierung der im allgemeinen substanz-
losen wirtschaftspolitischen Aussagen gefordert. Es ist verständlich, daß die
Kritik an den „Perspektiven" besonders aus den Kreisen der gewerkschaftlich
organisierten Mitglieder kommt, denn von ihnen wird das SPD-Papier mit dem
Grundsatz- und Aktionsprogramm des Deutschen Gewerkschaftsbundes ver-
glichen, und dieser Vergleich zeigt, daß die „Perspektiven" nicht den gewerk-
schaltspolitischen Vorstellungen entsprechen.

Die Delegierten des SPD-Parteitages sind gewiß nicht im unklaren darüber, daß
die „Perspektiven“ den Zweck haben, ihre kritische Meinung zu manipulieren.
Es ist aber zu erwarten, daß es dem Parteivorstand nicht gelingen wird, die
Unruhe unter der Mitgliedschaft, die tiefer ist als je nach 19-15, zu besänftigen.
Die Frage ist jedoch, ob sich die Mehrheit der Delegierten, die eine soziale und
gesellschaftliche Alternative zu der von der Großen Koalition vertretenen CDU/
CSU-Politik fordert, durchzusetzen vermag. Nur wenn die innerparteiliche Oppo-
sition geschlossen und entschieden auf dem Parteitag auftritt und der Partei ein
demokratisches Programm gibt, kann die „Anpassungspolitik" des Parteivor-
standes gestoppt werden. Das wird zweifellos auch gewisse personelle Ver-
änderungen im Parteivorstand notwendig machen. sr
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PEINLICHKEITEN

Wer nach den Angriffen auf den Bun-
despräsidenten Heinrich Lübke erwar-
tet hatte, dieser würde nun die Kon-
sequenzen aus seiner Vergangenheit
ziehen und von seinem Amt zurück-
treten, sah sich getäuscht. Statt dessen
konnte er im Fernsehen einen kläg-
lichen Rechtfertigungsversuch des Bun-
despräsidenten vernehmen. Offensicht-
lich denkt Lübke in der Einfalt seines
Gemütes, wenn die Bundesrepublik
einen Nazipropagandisten als Kanzler
verdauen kann, warum dann nicht auch
einen „KZ - Baumeister" als Bundes-
präsidenten?

Peinlich aber wird die Affäre Lübke,
wenn jene, die diesen Mann auf den
Bundespräsidentenstuhl geschoben ha-
ben, obwohl sie um seine Unzuläng-
lichkeit wußten, Heinrich Lübke mit
Friedrich Ebert vergleichen, der den
Mut hatte, vor dem Richter sein Recht
zu suchen, weil er ohne Schuld war.
Aber Lübke entzieht sich dem Gericht —
weil er sich schuldig fühlt? okolus



Zeit für Aufhebung des KPD-Verbots

Auch die Kommunisten legten neues Programm vor
Nicht nur Anerkennung, sondern Verteidigung der Verfassung

Nachdem die CDU/CSU ein Aktionsprogramm und die SPD ihre Perspektiven
für die siebzigerJahre bekanntgegeben haben, ist auch die nunmehr fast 12 Jahre
verbotene KPD mit dem Entwurf eines neuen Parteiprogramms an die Öffent­
lichkeit in der Bundesrepublik getreten. Die für sich sprechenden, von Bonn ver­
ordneten Polizeiaktionen zur Unterbindung des Bekanntwerdens dieses Pro­
grammentwurfs haben in nur wenigen Tagen weltweit den tatsächlichen Wert
der zuvor immer wieder propagierten Regierungsthese enthüllt, die bundes­
deutschen Kommunisten brauchten nur ein verfassungskonformes Programm vor­
zulegen und ihrer Legalität stünde dann nichts mehr im Wege. Die Kommunisten
haben Bonn beim Wort genommen, aber unsere sauberen Demokraten haben
gekniffen. Werden sie in dieser Frage die griechische Papadopoulos- und die
spanische Franco-Linie in der Bundesrepublik durchstehen können? Man muß
es bezweifeln.

In den wenigen Wochen seit der von
Bravour gekennzeichneten und von
dramatischen Umständen begleiteten
Bekanntgabe des Programmentwurfs
durch eine Abordnung des Zentral­
komitees der KPD sind in der Bundes­
republik und im Ausland unzählige
Kommentare dazu gedruckt und ge­
sprochen worden. Im allgemeinen
herrscht die Tendenz vor, die Bonner
ablehnende Haltung zur Re-Legalisie-
rung der KPD und das diesbezügliche
regierungsamtliche Doppelspiel zu miß­
billigen. Die „Welt der Arbeit", die in
den letzten Wochen mehrmals vom
Standpunkt des DGB her die Proble­
matik des KPD-Verbots beleuchtete,
spricht in Nr. 9 vom 1. März 1968 von
einem „seltsamen Bonner Zickzack­
kurs in der Frage der Zulassung einer
verfassungstreuen kommunistischen
Partei in der Bundesrepublik". Das
DGB-Organ folgert: „Jedenfalls wächst
in Bonn die Anzahl jener, die meinen,
letzlich werde man eine KPD akzep­
tieren müssen, die so beschaffen ist
wie in anderen demokratischen Län­
dern des Westens."

Aus der Blickrichtung des Gewerk­
schafters, der unmittelbar im Kampf
um die Verteidigung sozialer und
wirtschaftlicher Interessen und um die
Erhaltung der Demokratie steht, ist
die Beschäftigung mit den Zielen und
Alternativen der Kommunisten für
eine neue Politik gewiß von Interesse.
Dies um so mehr, als er dabei fest­
stellen wird, daß im Repertoir der
KPD eine große Anzahl von Forde­
rungen und Vorstellungen enthalten
ist, die Übereinstimmung mit Pro­
grammen und Beschlüssen der DGB-
Gewerkschaften offenbaren.

Zur Selbstdarstellung heißt es in dem
KPD-Programmentwurf u. a.: „Die
Kommunistische Partei Deutschlands
ist die sozialistische und demokratische
Partei der Arbeiterklasse und des
werktätigen Volkes in der Bundesrepu­
blik. Als die Partei, die im Wider­
stand gegen die Hitlerdiktatur die
größten Opfer brachte und deren Wir­
ken für einen demokratischen Neu­
beginn nach 1945 unbestritten ist, lebt 
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und kämpft sie in diesem Lande und
gestaltet ihre Politik auf dem Boden
des Grundgesetzes."

Die KPD zeichnet die gegenwärtige
politische und gesellschaftliche Situ­
ation in der Bundesrepublik so:

Während die Industrie- und Bankkon­
zerne immer größer und mächtiger
werden, sind die Arbeitsplätze für die
Werktätigen nicht gesichert. „Eine un­
überbrückbare Kluft trennt die kleine
Schicht der Millionäre, die den Reich­
tum monopolisieren, von den Millio­
nen des arbeitenden Volkes, die alle
Werte schaffen." Dieses Wirtschafts­
system sei keine klassenlose Industrie­
gesellschaft; in ihm regiere das „nackte
Profit- und Klasseninteresse des Groß­
kapitals". Die demokratischen Rechte
des Volkes würden mehr und mehr
eingeschränkt. Die territorialen An­
sprüche der Herrschenden an andere
europäische Staaten gefährdeten den
Frieden. Die Feindschaft der Bundes­
regierung gegenüber der DDR habe
die Spaltung Deutschlands immer mehr
vertieft. Der Feind von Demokratie,
Frieden und sozialem Fortschritt stehe
rechts, der Feind des Volkes stehe im
eigenen Land. Keine der Bonner Par­
teien vertrete die Interessen der Ar­
beiterschaft und des Volkes. Auf dem
Nährboden ihrer Politik und des offi­
ziellen Antikommunismus wucherten
alle nationalistischen und neonazisti­
schen Strömungen. Die NPD, als poli­
tische Reserve kapitalistischer Kreise,
sei Nutznießer dieser Regierungspoli­
tik. Das herrschende Wirtschafts- und
Gesellschaftssystem habe sich als un­
fähig erwiesen, dem arbeitenden Men­
schen dauerhafte soziale Sicherheit
und das elementare Menschenrecht auf
Arbeit zu gewährleisten.

Die KPD folgert in ihrem Programm­
entwurf, die Alternative sei eine so­
zialistische Gesellschaftsordnung, die
zu schaffen ihre geschichtliche Aufgabe
sei. Der Übergang zur sozialistischen
Ordnung in der Bundesrepublik solle
auf friedlichem und demokratischem
V/cge erfolgen. Er habe „ein solches
Übergewicht der Kräfte auf seilen der
Arbeiterklasse und des Volkes zur
Voraussetzung, das es der Reaktion 

unmöglich macht, gegen die demokra­
tische Mehrheit des Volkes Gewalt an-
zuwenclen". Demokratie, Frieden und
gesellschaftliche Vorwärtsenlwicklung
könnten in der Bundesrepublik nur
durch „tiefgehende demokratische Re­
formen" verwirklicht werden; die
Macht des Großkapitals müsse „ein­
geschränkt und schließlich überwun­
den“ werden. Zu diesem Zweck müß­
ten „die großen Konzerne der Schlüs­
selindustrien und andere marktbe­
herrschende Unternehmen — gemäß
Artikel 14 und 15 des Grundgesetzes —
in ein demokratisch verwaltetes und
demokratisch kontrolliertes öffentliches
Eigentum übergeführt werden“. Eigen­
tümer und Aktionäre seien gemäß dem
Grundgesetz zu entschädigen.

Die Kommunisten stellen sich voll hin­
ter die Mitbeslimmungsforderung der
Gewerkschaften; die Mitbestimmung
soll sich „auf den Arbeitsplatz, den
Betrieb, das Unternehmen und auf die
überbetriebliche Ebene, besonders die
staatliche Wirtschaftspolitik", erstrek-
ken. Das Betriebsverfassungs- und
Personalvertretungsgesetz sollen zur
Garantierung einer „uneingeschränk­
ten politischen und gewerkschaftlichen
Tätigkeit in den Betrieben und Ver­
waltungen" geändert werden. Ferner
fordert der Entwurf eine vorausschau­
ende Wirtschafts- und Strukturpolitik
zur Sicherung der Arbeitsplätze, eines
beständigen Wirtschaftswachstums und
steigenden Lebensstandards.

Das „elementare Menschenrecht auf
Arbeit" könne und müsse gesichert
werden, heißt es in dem Programm­
entwurf weiter, und zwar durch Ver­
wendung der Rüstungsmilliarden für
sinnvolle Investitionen. So könnten
für jeden Arbeitsplatz in der Rüstungs­
produktion nahezu zwei Arbeitsplätze
in der Friedenswirtschaft entstehen.
Die Kommunisten erklären ihre Unter­
stützung der Gewerkschaftsforderun­
gen nach steigenden Reallöhnen und
Schutz der Arbeitnehmer gegen alle
nachteiligen Auswirkungen von Auto­
mation und Rationalisierung. Die Ren­
tenversicherung soll in eine „allge­
meine Volksversicherung" umgewan­
delt und die Altersgrenze bei Männern
auf 60, bei Frauen auf 55 Jahre ge­
senkt werden. Unter der Fülle detail­
lierter Forderungen zu allen Proble­
men sind auch die der Bauern, Hand­
werker und Einzelhändler angespro­
chen.

Auf innenpolitischem Gebiet fordert
die KPD die Verhinderung der Not­
standsgesetzgebung sowie die Vertei­
digung und Erweiterung der im Grund­
gesetz und den Länderverfassungen
fixierten demokratischen Rechte. Sie
erklärt sich für die „reine Verhältnis­
wahl bei Chancengleichheit der Wahl­
bewerber", fordert eine politische Am­
nestie und die Aufhebung des KPD-
Verbots sowie die Praktizierung des
im Grundgesetz verfügten Verbots
nazistischer Umtriebe gegen die NPD.
Die KPD ist, wie es in dem Schriftstück
heißt, überzeugt, daß „die Kräfte, die
Frieden und demokratischen Fortschritt



Eigentum und Macht - Kein Problem?

„Perspektiven” bleiben hinter Godesborger Programm zurück

SPD-Parteivorstand will das Herrschaftssystem perfektionieren

Wer den Entwurf liest, den der Vorstand der SPD zu den Perspektiven der sieb­
ziger Jahre in Vorbereitung des Nürnberger Parteitages veröffentlicht hat, der
wird im allgemeinen ein besonderes Interesse für die gesellschaftspolitischen
Vorstellungen haben, die dort entwickelt werden. Man erinnere sich der Fest­
stellungen, die noch im Godesberger Programm der SPD getroffen sind. Es heißt
da in dem relativ ausführlichen Abschnitt über Eigentum und Macht:

„Wer in den Großorganisationen der
Wirtschaft die Verfügung über Millio­
nenwerte und über Zehntausende von
Arbeitnehmern hat, der wirtschaftet
nicht nur, er übt Herrschaftsmacht über
Menschen aus . .. Wer nicht über glei­
che Macht verfügt, hat nicht die glei­
che Entfaltungsmöglichkeit, er ist mehr
oder minder unfrei. . . Mit ihrer durch
Kartelle und Verbände noch gesteiger­
ten Macht gewinnen die führenden
Männer der Großwirtschaft einen Ein­
fluß auf Staat und Politik, der mit
demokratischen Grundsätzen nicht ver­
einbar ist. Sie usurpieren Staatsgewalt.
Wirtschaftliche Macht wird zur poli­
tischen Macht."

Man sollte meinen, daß sich eine So­
zialdemokratische Partei dieses — mit
Recht — so hart gekennzeichneten ge­
sellschaftlichen Tatbestandes im kom­
menden Jahrzehnt mit Energie anneh­
men müßte. Aber die sogenannte
Plattform bietet in dieser Hinsicht
nichts. Von usurpierter Staatsgewalt,
Herrschaflsmacht über Menschen, Ein­
fluß der Konzernherren auf Staat und
Politik ist da keine Rede mehr. Das
Problem von wirtschaftlicher und poli-
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in unserem Lande verwirklichen kön­
nen", vorhanden sind. Es gebe nur den
einen Weg, nämlich den der Vereini­
gung aller „demokratischen und anti­
monopolistischen Kräfte", um der
Sammlung der Reaktion wirksam zu
begegnen. So könne die Macht des
Großkapitals zurückgedrängt und „eine
Veränderung des politischen und ge­
sellschaftlichen Kräfteverhältnisses zu­
gunsten des Volkes" herbeigeführt
werden. Eine besondere Bedeutung
komme dabei den Gewerkschaften als
größte demokratische Organisation
der Arbeiter und Angestellten zu.

Es wird die Aufgabe aller Demokraten
in den nächsten Wochen und Monaten
sein, sich eingehend mit den program­
matischen Vorstellungen der KPD zu
beschäftigen, um ihre politische Bedeu­
tung objektiv beurteilen zu können.
Vor allem aber sollte es den Kommu­
nisten möglich sein, ungehindert von
staatlicher Gewalt, ihren Programm­
entwurf der Öffentlichkeit vorzulegen
und sich der Diskussion darüber zu
stellen. Die Zeit für die Aufhebung
des KPD-Verbots ist reif!

Gerd Siebert 

tischer Macht wird nur noch bei den
Massenmedien erwähnt. Es wird noch
nicht einmal der Versuch unternom­
men, die Gesellschaftsordnung der
Bundesrepublik zu analysieren. Das
läßt nur den Schluß zu, daß der Par­
teivorstand der SPD die gegenwärtige
Herrschaft des Großkapitals als fest­
stehende Ordnung betrachtet.

Natürlich sind schon die Mittel, die
die SPD im Godesberger Programm zur
Beseitigung der Herrschaftsmacht der
„Großorganisationen der Wirtschaft"
nannte, sehr viel weniger überzeugend
als die Kennzeichnung des Mißstandes
selbst gewesen. Eigentlich bestanden
sie nur in der Idee vom Gemeineigen­
tum, der öffentlichen Kontrolle, der
Stärkung leistungsfähiger Kleinunter­
nehmen und der Vermögensbildung
für „alle" Menschen.

Selbst davon möchte heute die Füh­
rung der SPD offenbar nicht mehr gern
sprechen; sie hält es allenfalls mit
vagen, unverbindlichen Formulierun­
gen, die zu nichts verpflichten. Jeden­
falls ist von Gemeineigentum keine
Rede; die Stärkung von Kleinunter­
nehmen ist ohnehin in Bonn längst
indiskutabel geworden, öffentliche
Kontrolle allerdings soll verstärkt
werden, und außerdem verspricht man
sich etwas von der Einführung der
Publizitätspflicht für alle Großunter­
nehmen, von einer Verstärkung des
Verbraucherschutzes und der Aufhe­
bung der Preisbindung der zweiten
Hand. Aber das ist auch schon alles.

Man könnte entgegenhalten, der SPD-
Vorstand habe doch etwas über die
Erweiterung der Mitbestimmung ge­
sagt. Näher betrachtet stimmt das aber
gar nicht. Es gibt in diesem Entwurf
keine Aussage zur gewerkschaftlichen
Forderung nach einer erweiterten Mit­
bestimmung. Es wird lediglich auf ihre
grundlegende Bedeutung für die gleich­
berechtigte Stellung der Arbeitnehmer
in unserer Gesellschaft hingewiesen.
Wenn es heißt, die SPD habe durch­
gesetzt, daß die in der Montanindu­
strie bestehende qualifizierte Mitbe­
stimmung nicht abgebaut wird, so ist
das sachlich nicht richtig! Nur die Frist,
nach der die Montanmitbestimmung
erlöschen kann, ist von zwei auf fünf
Jahre verlängert worden. Das ändert
aber nichts daran, daß die qualifizierte
Mitbestimmung weiter abgebaut wird;
das Beispiel der Niederrheinischen
Hütte beweist es.

Der SPD-Vorstand rechnet es sich wei­
ter als sein Verdienst an, daß die Vor­
aussetzungen für die Erweiterung der
Mitbestimmung in anderen Wirtschafts­
zweigen von Sachverständigen unter­
sucht werden. In Wirklichkeit läuft es
darauf hinaus, daß in dieser Legis­
laturperiode zur erweiterten Mitbe­
stimmung im Parlament nicht disku­
tiert wird und auch keine Beschlüsse
gefaßt werden können. Die gewerk­
schaftliche Forderung wurde damit auf
die lange Bank geschoben. Obwohl der
DGB-Bundesvorstand im Oktober vori­
gen Jahres seine Vorschläge zur Än­
derung des BVG unterbreitete, nimmt
der SPD-Vorstand dazu keinerlei Stel­
lung und versucht sich mit so allge­
meinen Formulierungen aus der Affäre
zu ziehen, daß er für eine gesetzliche
Regelung sei, nach der Betriebsräte an
Maßnahmen, die die Stellung der Ar­
beitnehmer verändern, zu beteiligen
sind.

Bleibt noch die Vermögensbildung. Sie
wird auch in der „Perspektive" genannt.
Als Sofortmaßnahmen will man ein
neues Anlagepapier, den Sparbrief,
einführen und mit Steuernachlässen
sowie Prämien fördern. Auf diese
Weise sollen dann die Arbeitnehmer
zu einer „gerechten Beteiligung am
Ertrag der gemeinsamen Arbeit" ge­
langen. Hierbei ist übrigens interes­
sant, daß die „Vermögensbildung in
Arbeitnehmerhand" — wahrscheinlich,
weil dies hoffnungslos ist — nicht mehr
als Mittel zur Veränderung der Macht­
verhältnisse angepriesen wird. Neben
der „gerechten Verteilung" dient sie
vielmehr nur noch der Verteidigung
der „freiheitlichen Ordnung". Volks­
kapitalismus soll also nach gemein­
samer Auffassung von SPD und CDU
eine sichere Waffe gegen demokra­
tische Umgestaltung und Sozialismus
sein. Bei der SPD scheint das Problem
des politischen Mißbrauchs wirtschaft­
licher Macht nicht mehr zu existieren.
Sozialdemokratische Minister in der
Bundesregierung werden, wie es
scheint, als Garantie dafür angesehen,
daß diesbezügliche Forderungen aus
dem Godesberger Programm ihre Er­
ledigung gefunden haben.

Dieser Eindruck wird noch dadurch
verstärkt, daß nach der „politischen
Plattform" ein „kooperativer Födera­
lismus" praktiziert werden soll, wo­
nach die Staatsgewalt stärker in Bonn
zentralisiert, die „Wirksamkeit der
politischen Führung durch Bundeskanz­
ler und Bundesregierung“ gesteigert
und das Beamtenrecht so modifiziert
werden soll, daß „ein personaler Wech­
sel zwischen Wirtschaft, Wissenschaft,
freiem Beruf und öffentlichem Dienst
möglich wird“. Was den Lobbyismus
anbelangt, soll er nicht abgeschafft,
sondern nur gesetzlich geregelt werden.
Die sozialdemokratischen Perspektiven
im Übergang zu den siebziger Jahren
werden leider den Forderungen der
Arbeiterschaft und ihrer Gewerkschaf­
ten nicht gerecht. Sie sind im Gegen­
teil darauf ausgerichtet, das gegen­
wärtige Herrschaftssystem zu vervoll­
kommnen. Dr. Tu.
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SPD weiter auf Notstandskurs gelang der deutschen Verhältnisse
und einer Annäherung an spätere ge­
samtdeutsche Lösungen.

Die Bundesregierung hat sich das Ziel
gesetzt, die Regierungsvorlage zu den
Notstandsgesetzen noch bis zum Som­
mer in zweiter und dritter Lesung zu
verabschieden. Bundeskanzler Kiesin-
ger erklärte dazu, daß er zuversichtlich
sei, noch in diesem Jahr die Not­
standsgesetze im Bundestag verab­
schiedet zu sehen. Diese Gefahr ist
zweifellos gegeben.

Auf der Klausurtagung der SPD-Bun­
destagsfraktion im Januar hat sich —
wie es scheint — die harte Linie der
SPD-Minister und der Fraktionsfüh­
rung durchgesetzt. Die ohnehin frag­
würdigen Änderungsvorschläge der
Abgeordneten Matthöfer und Gsdieid-
le haben kaum noch eine ernsthafte
Rolle gespielt. Entgegen der offiziel­
len Darstellung der SPD, es seien
Änderungen zu erwarten, hält die
Bundestagsfraktion im wesentlichen
am Notstands-Entwurf der Bundes­
regierung fest.

Zweideutig sind nach der Klausur­
tagung die Erklärungen zum Streik­
recht. Angeblich will die SPD sich da­
für einsetzen, daß das Streikrecht in
Art. 9 des Grundgesetzes verfassungs-
reditlich garantiert wird, aber gleich­
zeitig läßt sie den Eindruck entstehen,
daß sie audi mit einer entspredienden
Regierungserklärung zufrieden ist. Re­
gierungserklärungen zum Streikrecht
sind jedoch bedeutungslos, weil sie
keinerlei verfassungsrechtlichen Wert
haben und lediglich als ein Mittel zur
Manipulation der öffentlidien Meinung
angesehen werden müssen. Nach wie
vor gibt es keinen Zweifel darüber,
daß die Notstandsgesetze das Streik­
recht der Gewerkschaften aufheben
würden.

Auch in dem für die Gewerksdiaften
so besonders wichtigen Punkt der Not­
standsgesetze, nämlich der Dienstver­
pflichtung, sind die offiziellen Erklä­
rungen der SPD widersprüchlich. Zwar
hat sich die SPD offiziell für die Vor­
stellungen einiger Gewerkschafter aus­
gesprochen, die das Prinzip der Frei­
willigkeit in den Vordergrund stellen
möchten, die SPD ist aber nach wie
vor nicht bereit, die vorgesehene Än­
derung des Art. 12 des Grundgesetzes,
mit der die Einschränkung der Wahl
des freien Arbeitsplatzes und des Be­
rufes verfügt werden soll, eindeutig
abzulehnen, d. h. aber, daß man im
Ernstfälle dem Arbeitnehmer nur die
Wahl läßt, „freiwillig" zu tun, wozu
er sonst gezwungen werden kann.

Offenbar will der Parteivorstand der
SPD und die SPD-Bundestagsfraktion
mit der CDU/CSU zusammen die Not­
standsgesetze über die parlamentari­
sche Bühne bringen, um die Große
Koalition nicht zu gefährden. Die star­
ke Opposition besonders der Gewerk­
schaften gegen die Notstandsverfas­
sung soll damit unterlaufen werden,
daß man bescheidene Änderungen an 

der Form vornimmt, die am Charakter
der Notstandsgesetze nichts ändern.

Auf jeden Fall aber soll die Verab­
schiedung im Hinblick auf die Bundes­
tagswahl 1969 möglichst schnell erfol­
gen. Das bedeutet, daß die Gewerk­
schaften und mit ihnen die außerpar­
lamentarische Opposition im Kampf
gegen die Verabschiedung der Not­
standsverfassung nicht nachlassen dür­
fen, damit nicht die Regierung der
Großen Koalition die Öffentlichkeit
mit Notstandsgesetzen überrascht, die
der Demokratie in der Bundesrepublik
ein Ende setzen. Sg

Ostermarsch-
Forderungen
Die Forderungen und Ziele der „Kam­
pagne für Demokratie und Abrüstung"
zum diesjährigen Ostermarsch stellen
ein umfangreiches Programm für De­
mokratie und Frieden dar. Es deckt
sich fast vollständig mit Forderungen
der Gewerkschaften und ermöglicht so
jedem Gewerkschafter Unterstützung
und Teilnahme an den Ostermärschen:

□ Ausbau realer Demokratie unter
Ausschöpfung aller Möglichkeiten des
Grundgesetzes. Ablehnung jeder zu­
sätzlichen Notstandsgesetzgebung. Auf­
hebung der bereits verabschiedeten
Notstandsgesetze. Maßnahmen zur Be­
seitigung und Verhinderung von Mono­
polstellungen in der Presse. Formie­
rung des demokratischen Kampfes ge­
gen jeden Neofaschismus.

0 Kürzung der Rüstungsausgaben,
Verminderung der Truppenstärke, Auf­
hebung der Wehrpflicht, — Verwen­
dung der frei werdenden Mittel für
Friedensplanung und für Sozial- und
Bildungseinrichtungen. Wirksame Hilfe
für die Hungergebiete der Erde als un-
erläßlicher Beitrag zur Sicherung des
Friedens.

■ Verzicht der Bundesrepublik auf
Trägersysteme für Atomwaffen und
auf jede Beteiligung an atomaren
Waffensystemen. Zustimmung zum
Atomwaffensperrvertrag. Mitarbeit an
einem internationalen Atomwaffen­
verbot. Unterstützung für die Ab­
rüstungsbemühungen der UNO.

■ Einrichtung einer europäischen
Sicherheitskonferenz. Statt Verlänge­
rung der NATO-Verlräge 1969 Auf­
lösung von NATO und Warschauer
Pakt zugunsten eines gesamteuropäi­
schen Sidierheitssystems. Rüstungs­
verdünnte, alomwaffenfrele Zone in
Mitteleuropa.

■ Anerkennung der Nachkriegsgren­
zen in Europa. Aufgabe des Allein-
vertrelungsanspruchs, Anerkennung
der DDR als Voraussetzung einer Re-

□ Abbruch der Beziehungen zur Mili­
tärdiktatur in Griechenland. Einstel­
lung jeder Waffenlieferung und wirt­
schaftlichen Hilfe für das griechische
Militärregime.

□ Schluß mit jeder Unterstützung des
Krieges der USA in Vietnam durch die
Bundesregierung. Einstellung der Bom­
benangriffe auf Nordvietnam. Aner­
kennung der Nationalen Befreiungs­
front als Verhandlungspartner. Frieden
in Vietnam auf der Grundlage der
Genfer Vereinbarungen. Abzug aller
ausländischen Truppen aus Vietnam.

Neue DGB-Initiative

für Mitbestimmung

Der Deutsche Gewerkschaflsbund wird
am 12. März 1968 auf einer Großkund­
gebung in Köln der Öffentlichkeit
einen Gesetzentwurf zur Ausweitung
der qualifizierten Mitbestimmung vor­
legen. Gleichzeitig wird der Entwurf
den Parteien und Abgeordneten des
Bundestages zugeleitet werden. Damit
fügt der DGB seinen Aktionen für die
Verbesserung und Schaffung von Mit­
bestimmungsrechten der Arbeitnehmer
eine weitere Initiative an. Ende 1967
hatte der DGB dem Gesetzgeber be­
reits den Entwurf eines neuen Be­
triebsverfassungsgesetzes überreicht.

Auf der Mitbestimmungskundgebung
in Köln sprechen der DGB-Vorsitzende
Ludwig Rosenberg, DGB-Bundesvor­
standsmitglied Georg Neemann und
ein Belriebsratsvorsitzender. Veran­
staltungsleiter ist der Vorsitzende der
IG Metall, Otto Brenner.

Unabhängige Politiker?

Neun Minister zählt das niedersächsi­
sche Kabinett aus SPD und FDP. Zwei
Mitglieder, der Ministerpräsident und
der Innenminister, haben kein Auf­
sichtsratsmandat inne; die übrigen sie­
ben dafür umso mehr: genau 27. Finanz­
minister Kubel (SPD) hält mit fünf Auf­
sichtsrats-, drei Verwaltungsratssitzen
und einem Beiratsposten die Spitze.
Die übrigen sozialdemokratischen und
freidemokratischen Minister haben
zwischen einem und sechs Aufsichts-
raLsposten inne. Zwar dürfen nach Ar­
tikel 25 der niedersächsischen Verfas­
sung Minister weder der Leitung noch
dem Aufsichtsrat von Unternehmen an­
gehören, jedoch kann das Kabinett
Ausnahmen beschließen.

Wie man sieht, ist in Niedersachsen
die Ausnahme zur Regel geworden,
und die Kabinettsmitglieder beschlie­
ßen sich selbst gegenseitig die „Aus­
nahme", die zum Teil mit mehreren
hunderttausend DM jährlich honoriert
wird. Die Frage ist, wessen Interessen
sich die Minister verpflichtet fühlen —
etwa denen des einfachen Bürgers?
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Zur Kasse! Geschlossenheit bei Betriebsratswahl
Der Aggressionskrieg der USA gegen
das vietnamesische Volk hat den Haus­
halt des reichsten Landes der soge­
nannten westlichen Welt aus dem
Gleichgewicht gebracht. Um sich nun
vor der finanziellen Katastrophe zu
retten, will die US-Regierung ihre
„Verbündeten" zu einer stärkeren Fi­
nanzierung ihres unmoralischen Krie­
ges zwingen. Dabei haben es die USA
vornehmlich wieder auf die Bundes­
republik abgesehen.

Bekanntlich hat vor drei Jahren der
damalige Bundeskanzler Erhard, an­
läßlich eines Besuches in Washington,
seine Unterschrift unter ein Abkom­
men gesetzt, das die Bundesrepublik
verpflichtet, jährlich 2,7 Milliarden DM
als Devisenausgleich für die hier sta­
tionierten US-Truppen zu zahlen. Die­
ses Abkommen läuft am 30. 6. 1968
aus. Die nun in Bonn neu aufgenom­
menen „Devisenausgleichsverhandlun­
gen" werden von den amerikanischen
Unterhändlern dazu benutzt, die Bun­
desrepublik zu bewegen, künftig jähr­
lich 3 Milliarden DM zu zahlen. Dafür
sollen, völlig überflüssig, weiterhin
200 000 US-Soldaten in der Bundes­
republik bleiben. Ähnlich wie die USA
fordert auch England eine Bezahlung
seiner Rheinarmee, und zwar jährlich
860 Millionen DM für die 50 000 Mann.

Die Bundesregierung hat sich bisher
vor einer klaren Entscheidung ge­
drückt. Obwohl die Bundeskasse leer
ist und die Bundesrepublik sich immer
noch in einer Finanzkrise befindet, ist
nicht zu erwarten, daß der Bundes­
kanzler und seine Minister die For­
derung der Amerikaner ablehnen.
Würden sie es tun, müßten sie gleich­
zeitig ihre aggressive Forderung nach
Grenzrevisionen aufgeben und auf den
Alleinvertretungsanspruch verzichten.
Beides sind „Grundsätze" der bisheri­
gen CDU/CSU-Politik, die mit der po­
litischen Unterstützung der USA auf­
recht erhalten werden sollen. Diese
Unterstützung aber hat die Bundes­
republik bisher 34 Milliarden DM ge­
kostet, die zum größten Teil in die
Kassen der amerikanischen Rüstungs­
konzerne für viel zu teuer bezahlten
„Rüstungsschrott" geflossen sind.

Es gibt keine Gründe dafür, den USA
weiter Stationierungskosten zu zahlen
oder Vorauszahlungen auf spätere
Waffenkäufe zu tätigen oder aber nicht
gedeckte US-Schatzanweisungen zu er­
werben. Richtiger ist es, die USA zu
veranlassen, ihre Truppen aus der
Bundesrepublik abzuziehen und den
eigenen Rüstungsetat abzubauen, dann
würde die Bundesregierung dem Frie­
den in der Welt und der Entspannung
in Europa dienen sowie Wirtschaft und
Staatsfinanzen in Ordnung bringen
können.

Arbeiter und Angestellte müssen Zusammenhalten

Der NPD in den Betrieben keine Chance geben

Die Arbeitnehmer und ihre Gewerkschaften stehen in diesen Tagen mitten in
den Vorbereitungen zur Betriebsratswahl bzw. vor ihrem Abschluß. Daß die
Wahlen 1968 von einer besonderen Bedeutung für die Arbeiter und Angestellten
sind, wird in den Aufrufen des Deutschen Gewerkschaftsbundes und der DAG
mit Recht hervorgehoben.

„Niemals war eine Betriebsratswahl
so wichtig wie im Jahre 1968", heißt
es in dem DAG-Aufruf, und weiter:
„Die Betriebsräte müssen in den kom­
menden drei Jahren Boden wieder zu­
rückerobern und neue Fortschritte er­
reichen." In dem Wahlaufruf des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes wird dar­
auf hingewiesen, daß die vergangenen
drei Jahre, in denen die Betriebsräte
mit Tatkraft und mit Erfolg die Inter­
essen der Arbeitnehmer wahrgenom­
men haben, offenbar werden ließen,
wie zweifelhaft das sogenannte Wirt­
schaftswunder für die arbeitenden
Menschen gewesen ist. Mit Deutlich­
keit sei erwiesen, daß die Arbeitneh­
mer nur in unzureichendem Maße das
betriebliche Geschehen in ihrem Sinne
beeinflussen konnten und die Vor­
machtstellung der Arbeitgeber unge­
brochen sei.

Nun wird es aber für den Deutschen
Gewerkschaftsbund und ebenso für die
DAG darauf ankommen, daß, wie es
besonders in den Veröffentlichungen
der DAG spürbar wird, die gemein­
samen Interessen von Arbeitern und
Angestellten nicht auseinanderdisku­
tiert werden. Die Behauptung der
DAG, daß die Angestellten in der In­
dustrie „oft brutal von der Mehrheits­
gruppe majorisiert" würden, ist kaum
geeignet, mögliche Differenzen wirk­
lich auszuräumen.

In dem Ringen um eine gerechte so­
ziale Ordnung und die Demokratisie­
rung der Wirtschaft stehen gemein­
same Aufgaben der Arbeiter und der
Angestellten im Vordergrund, und der
DGB-Aufruf schließt daraus, daß Ar­
beiter und Angestellte darum ihre
Wahlen geschlossen durchführen soll­
ten, denn eine Aufsplitterung der Ar­
beitnehmer im Betrieb müsse sich
schädlich auswirken.

In diesem Zusammenhang ist aber auch
noch eine andere Betrachtung wichtig.
Für den Erfolg der Betriebsratswahlen
wird es nicht zuletzt darauf ankommen,
ein Eindringen der NPD in die Arbeit-
nehmergruppen zu verhindern. Es ist
zu erwarten, daß die neonazistische
NPD versuchen wird, die Enttäuschung
und Unzufriedenheit mancher Arbeiter
und Angestellten über die Politik der
Großen Koalition demagogisch für sich
auszunutzen. Nur wenn Betriebsräte
und Vertrauensleute sowie Gewerk­
schaftsmitglieder gemeinsam die hoh­
len Phrasen der NPD durch eine poli­
tische Aufklärung zerpflücken, kann 

erreicht werden, daß die Arbeitneh­
mer nicht Opfer nationaler und sozia­
ler Demagogie werden.

Dabei wird es nicht schwerfallen, den
wahren Charakter der neonazistischen
NPD zu entlarven, denn sie hat sich
bisher mit keinem Wort gegen die
sozialreaktionäre Politik der Unter­
nehmerverbände gewandt, um so mehr
aber die Gewerkschaften verleumdet.
Sie hetzt in ihren Zeitungen gegen die
demokratischen Kräfte und fordert
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NACHRICHTEN

für den

aktiven Gewerkschafter

iiiiiiiiiiiiii:iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiin  

immer wieder den rücksichtslosen Ein­
satz des Staatsapparates gegen strei­
kende Arbeiter und demonstrierende
Studenten. Es darf in keinem Betrieb
möglich sein, daß Anhänger der NPD
eigene Listen aufstellen; kein Arbeiter
und Angestellter darf sich dafür miß­
brauchen lassen, seine Unterschrift für
eine gewerkschaftsfeindliche NPD-Liste
zu leisten.

Nur ein Betriebsrat, der mit seiner
Gewerkschaft eng zusammenarbeitet,
kann in den kommenden sozialen und
wirtschaftlichen Auseinandersetzungen
bestehen. Darum sollten die Arbeit­
nehmer mehr denn je sorgfältig prü­
fen, wen sie wählen, denn nur starke
Gewerkschaften und Betriebsräte sind
in der Lage, das in sie gesetzte Ver­
trauen zu rechtfertigen.

Bei der Betriebsratswahl wird es dar­
auf ankommen, Arbeitern und Ange­
stellten die Stimme zu geben, die bei
sozialen Auseinandersetzungen, bei
gewerkschaftlichen Aktionen und bei
Lohnbewegungen Entschlossenheit und
gewerkschaftspolitisches Bewußtsein
bewiesen haben. Es sollten Gewerk­
schafter in die Betriebsräte gewählt
werden, die sich darüber hinaus klar
sind, daß nur durch eine Änderung der
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Verhältnisse die Lebensinteressen der
arbeitenden Menschen auf die Dauer
gewahrt werden können. H. S.
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Die Tarifpolitik der IG Metall

Zentrale Verhandlungen und noch keine Tarifkündigung

Erste Gespräche über Rationalisierungsabkornmen

Zwei umstrittene Entscheidungen des Vorstandes der Industriegewerkschaft
Metall kennzeichnen die augenblickliche Situation in der Tarifpolitik dieser
größten Gewerkschaft in der Bundesrepublik: 1. der Beschluß, die Tarifverträge
für die 3,6 Millionen Beschäftigten in der metallverarbeitenden Industrie zunächst
nicht zu kündigen, und 2. der Beschluß, die diesjährigen Tarifgespräche zentral
zu führen. Daneben ist die Absicht, für die Metallverarbeitung einen Rationali­
sierungsschutzvertrag abzuschließen, von Wichtigkeit.

Das Spilzengespräch, das Ende Februar
zwischen der IG Metall und dem Ge­
samtverband metallindustrieller Ar­
beitgeberverbände (Gesamtmetall)
stattfand, hat offenbar schon wesent­
liche Vorentscheidungen getroffen. So
wurde die Bildung gemeinsamer Ar­
beitskommissionen vereinbart, die Fra­
gen der Lohnaufbesserung, der Ein-
kommenssicherung und der Durchführ­
barkeit von Rationalisierungsschutz­
maßnahmen prüfen sollen. Insbeson­
dere in bezug auf Lohn- und Gehalts­
erhöhungen ist die praktische Verlage­
rung der Initiative aus der Breite der
Organisation in die Führungsspitze
bedenklich.

In der Frage, ob die Tarifverhandlun­
gen regional oder zentral geführt wer­
den sollen, war es in den letzten Jah­
ren schon regelmäßig zu Auseinander­
setzungen zwischen der IG Metall und
Gesamtmetall gekommen. Der Arbeit­
geberverband hatte zentrale Verhand­
lungen verlangt, um ein Aufsplittem
seiner Front durch regionale Kämpfe
zu verhindern. Nachdem die IG Metall
schon solche zentralen Tarifgespräche
mit guten Gründen abgelehnt hatte,
waren die Arbeitgeber bei allen regio­
nalen Verhandlungen mit einer zen­
tralen .Kernkommission" aufgetreten.
Nun haben sich die Metallindustriellen
durchsetzen können, obwohl die IG
Metall in der Vergangenheit sehr
glaubhaft argumentiert hatte, daß ein­
mal die autonome Handlungsfreiheit
der Bezirke erhalten bleiben müsse
und zum anderen die wirtschafts- und
tarifpolitischen Probleme in der Metall­
industrie zu vielschichtig seien, als daß
man sie zentral entscheiden könne.

Natürlich ist nicht zu erwarten, daß
die Gewerkschaft für diese Tarifrunde
ihren Beschluß revidieren wird; doch
die Dinge müssen kritisch angespro­
chen werden, zumal die Unternehmer­
seite klar zu verstehen gibt, daß die
neue Regelung ihr Erfolg ist. Wenn
schon das Springer-Blatt „Die Welt",
die bislang jeden berechtigten Schritt
der IG Metall mit wütenden Angriffen
begleitete, der Gewerkschaft plötzlich
„Vernunft in der Lohnpolitik" (26. 2.
1968) bescheinigt und die zentralen Ta­
rifgespräche ausdrücklich deshalb lobt,
weil nun nicht mehr ein „kleiner Teil
der Metallarbeiter mit Streiks eine
Lohnerhöhung durchsetzt, die für die
6

3,6 Millionen Beschäftigten der ganzen
Metallindustrie ... mehr oder weniger
verbindlich“ ist, dann dürfte deutlich
sein, daß sich die IG Metall mit dem
Verzicht auf den „Regional-Stil" einer
wirksamen und erfolgreichen Kampf­
methode begeben hat.

Unverständlich ist auch der Verzicht
auf die Kündigung der Lohn- und Ge­
haltstarife zum 31. März, zumal seit
dem letzten lohnwirksamen Tarifab­
schluß 27 Monate (!) vergangen sind.

Es ist an dieser Stelle nicht nötig, noch
einmal aufzuzählen, welche negative
Entwicklung die Einkommens- und so­
ziale Lage der Arbeitnehmer in die­
sem Zeitraum genommen hat. Die Ver­
antwortung der Gewerkschaft gegen­
über den Arbeitnehmern, aber auch
gegenüber der Wirtschaft, die stärkere
Kaufnachfrage braucht, gebietet die
sofortige Kündigung der Tarifverträge
und die Forderung nach einer Lohn-
und Gehaltserhöhung, die den Aus­
gleich von zwei Jahren Preiserhöhung
und Produktivitätssteigerung zum Ziel
hat.

In diesem Zusammenhang gewinnt ein
Satz in der „Welt" vom 26. 2. 68 Be­
deutung, mit dem die Zeitung die in
dem Spilzengespräch zwischen IG Me­
tall und Gesamtmetall erörterte Tarif­
politik kommentiert: „Dabei gilt die
von Bundeswirtschaftsminister Schil­
ler propagierte Leitlinie einer vier- bis
fünfprozentigen Erhöhung der Lohn-
und Gehaltstarife, die unsere Volks­
wirtschaft in diesem Jahr verkraften
könne (und nach seiner Ansicht für ihr
erwünschtes .reales' Wachstum von
vier Prozent auch braucht), selbst für
jene Gewerkschaften weithin als Ober­
grenze des Erreichbaren, die einst zu
Erhards Zeiten solche ministeriellen
.Orientierungshilfen' allenfalls als un­
terste Grenze der Lohnbewegung zu
akzeptieren geneigt waren." Die Spitze

Der vom Vorstand der IG Metall kürz­
lich vorgelegte Vertragsentwurf für
ein Rationalisierungsschutzabkommen
soll nach Vorstellungen der Gewerk­
schaft Grundlage der Verhandlungen
mit Gesamtmetall sein. Die Arbeit- 

gegen die IG Metall, die eine „jener
Gewerkschaften" ist, kann nicht über­
sehen werden.

Mit der Verschiebung der Tarifkündi­
gung und der faktischen Anerkennung
der minimalen Schiller-Leitlinie hat die
IG Metall deutlich gemacht, daß sie
tatsächlich beabsichtigt — wie es schon
zum Jahresbeginn in der Tarifkonzep­
tion für 1968 formuliert war —, die
Lohnpolitik „neben" der Vereinbarung
von Rationalisierungsschutzbestimmun­
gen zu verfolgen. Das widerspricht so
sehr der in vergangenen Jahren ge­
zeigten Grundhaltung der IG Metall,
daß man vermuten muß, dieser Wan­
del sei nur mit der Parteienkonstel­
lation in Bonn zu erklären.

Im Interesse des sozialdemokratischen
Koalitionspartners der CDU/CSU liegt
es, das Wahljahr 1969 frei von Lohn­
bewegungen zu halten. Schon seil ge­
raumer Zeit bemühen sich sozialdemo­
kratische Politiker, die Gewerkschaften
intern zu loyalem Verhalten zu ver­
anlassen. Muß die Verzögerung der
Tarifkündigung bereits unter diesem
Aspekt gewertet werden? Je später
die Kündigung erfolgt, um so leichter
wäre es, den Wahltermin (Herbst
1969) mit einem langfristigen Tarifver­
trag von beispielsweise 18 Monaten
Dauer hinter sich zu bringen. Aber das
mag Herbert Wehner ins Konzept pas­
sen, die Gewerkschafter sollten sich
gegen derartige Bestrebungen zur
Wehr setzen! Die Metallarbeiter und
alle Arbeiter, Angestellten und Beam­
ten haben der Großen Koalition mit
Einkommensverzicht und Einbußen am
sozialen Standard schon genug Opfer
gebracht, mehr als unter jeder reinen
CDU/CSU/FDP-Regierung.

Für die bevorstehende Tarifbewegung
in der Metallverarbeitung wäre es an­
gebracht, wenn sich jene Richtlinien
durchsetzten, die kürzlich von der
Mannheimer Vertrelervcrsammlung der
IG Metall beschlossen wurden. Danach
muß eine Lohn- und Gehaltserhöhung
„mehr zum Inhalt haben als die durch
die Teuerungswelle erlittenen Ver­
luste". Die Tarifverträge sollen zum
frühestmöglichen Termin gekündigt
werden. Lohnverhandlungen dürfen
nicht mit Verhandlungen über das
Rationalisierungsabkommen gekoppelt
werden; der Abschluß eines Rationali­
sierungsschutzvertrages darf nicht zu
Lasten der Lohnforderung gehen. Wei­
ter fordern die Mannheimer Gewerk­
schafter, daß bei künftigen Lohnab­
schlüssen eine Nichtanrechnungsklau­
sel vereinbart wird, damit Tarifauf­
besserungen effektiv werden.

geber haben jedoch schon ablehnend
reagiert und einen eigenen Plan ent­
wickelt, der insbesondere die „unter­
nehmerische Entscheidungsfreiheit" und
die „Mobilität der Arbeitskräfte" bei
Rationalisierung und Automation si­

Schutz bei Rationalisierungsmaßnahmen



Chemie: Tarifbewegung voll angelaufen

In der chemischen Industrie wird die gegenwärtige Tarifbewegung auf regionaler
Ebene durchgeführt werden. Zentrale Verhandlungen, wie sie in einem Son­
dierungsgespräch am 21. Februar 1968 beim Hauptvorstand der IG Chemie-
Papier-Keramik in Hannover von den Vertretern des Rings der Arbeitgeber­
verbände der chemischen Industrie gefordert wurden, lehnte die Gewerkschaft
strikt ab. Die Tarifautonomie der Bezirke müsse gewahrt und die unterschied­
liche regionale Tarifsiluation in Verfolg der Arbeitnehmerinteressen berück­
sichtigt werden.

Die Forderungen der bezirklichen Tarifkommissionen der Gewerkschaft — so­
weit sie bereits präzisiert wurden — sind sehr unterschiedlich. So wurden bis
jetzt konkrete Lohn-und Gehaltsforderungen in den Tarifgebieten Hessen (7 Pro­
zent), Westfalen (6,5), Nordrhein (7), Hamburg und Schleswig-Holstein (7,5) und
West-Berlin (7 Prozent) gestellt. Entschädigungen bei Umsetzungen und Ent­
lassungen infolge Rationalisierung fordern daneben die Bezirke Hessen, West­
falen und West-Berlin. Westfalen verlangt außerdem die Absicherung der
bestehenden Einkommen durch Umwandlung in ein vertraglich vereinbartes
13. Monatseinkommen.

„Lohn- und Gehaltserhöhungen mit effektiver Auswirkung" fordern die Tarif­
bezirke Nordwürttemberg-Nordbaden, Südwürttemberg-Hohenzollern, Südbaden,
Bayern und Rheinland-Pfalz, wobei die baden-württembergischen Bezirke außer­
dem die Vereinbarung eines 13. Monatseinkommens oder eines Rationalisie­
rungsschutzvertrages anstreben. Bayern will ein 13. Monatseinkommen ohne
Alternative vereinbaren, und Rheinland-Pfalz verlangt als Nebenforderung zur
Lohnerhöhung den Abschluß eines Rationalisierungsabkommens und die tarif­
liche Vereinbarung einer Jahresabschlußprämie in Höhe von 3 bis 14 Prozent des
Jahreseinkommens in fünf Jahresstufen, unter Anrechnung auf bisher gewährte
freiwillige Jahresleistungen in den Betrieben.

Die ersten Verhandlungen über die Gewerkschaftsforderungen finden Anfang
und Mitte März in den Tarifbezirken Nordrhein, Rheinland-Pfalz und Hessen
statt. Die Unternehmer sprechen von „überhöhten Forderungen", welche die sich
wieder belebende Konjunktur gefährden. Der Hauptvorstand der IG Chemie-
Papier-Keramik hat diese Unterstellung zurückgewiesen und seinerseits die
belebende Wirkung auf die Wirtschaft unterstrichen. -an
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cherstellen soll. Auch dürfe mit einem
solchen Vertrag nicht die „Mitbestim­
mung durch die Hintertür" eingeführt
werden.

Diesen Standpunkt haben die Unter­
nehmer in dem Spitzengespräch mit
der IG Metall am 22. Februar in Köln
vertreten. Obgleich sie sich im Grund­
satz für gewisse materielle Entschädi­
gungen ausgesprochen haben, wollen
sie jedoch weiterhin nach Gutdünken
und betriebsegoistischen Gesichtspunk­
ten mit den Arbeitnehmern umsprin­
gen können. Das unmögliche von der
Herrschaft der Kapitalistenklasse ge­
kennzeichnete Recht, wonach zwar je­
der bestraft wird, der seinen Wagen
falsch parkt, aber straffrei ausgeht,
wenn er Unternehmer ist und von
heule auf morgen Hunderten und Tau­
senden Arbeitnehmern mit ihren Fa­
milien die Existenz zerstört, soll nach
dem Willen von Gesamtmetall unan­
getastet bleiben.

Die IG Metall hat dagegen in ihrem
Entwurf eines Ralionalisierungsschutz-
abkommens eine Reihe von Forderun­
gen erhoben, die geeignet sind, einen
wesentlichen Schritt zur Sicherung der
Stellung des Arbeitnehmers im Betrieb
zu tun. Die Gewerkschaft schlägt u. a.
vor:

■ Bildung eines paritätischen „Aus­
schusses für Personalplanung" durch
Arbeitgeber und Betriebsrat. Der Un­
ternehmer soll dem Ausschuß viertel­
jährlich „den geschätzten oder errech­
neten künftigen Personalbedarf unter
Zugrundelegung der geplanten Inve­
stitionen und der erwogenen betriebs-
und arbeitsorganisatorischen Maßnah­
men" usw. vorlegen. Der Ausschuß soll
berechtigt sein, Vorschläge und Pläne
zur Durchführung von Maßnahmen zur
sozialen Sicherung der Arbeitnehmer
auszuarbeiten. Eine Einigungsstelle mit
einem Unparteiischen vorsitzenden soll
bei Unstimmigkeiten die letzte Ent­
scheidung treffen.

■ Der „Ausschuß für Personalplanung"
soll zu folgenden Maßnahmen berech­
tigt sein: Verfügung der Einstellung
von Arbeitskräften nur nach einem
Stellenbeselzungsplan; Beseitigung von
Arbeitskräften nur nach einem Stellen­
besetzungsplan; Beseitigung von Über­
stunden,-Verordnung von Einstellungs­
sperren; Einführung von Kurzarbeit;
laufende Anpassung der Kenntnisse
und Fertigkeiten der Arbeitskräfte an
die jeweilige oder geplante Arbeits­
situation (Umschulungen).

■ Durch die Bildung einer „Personal­
ausgleichsabteilung" sollen auch jene
Arbeitnehmer mit zumutbaren Arbei­
ten weiterbeschäftigt werden, für die
eine Beschäftigung in ihrer bisherigen
Tätigkeit nicht möglich ist.

■ Bei notwendig werdenden Umset­
zungen auf andere Arbeitsplätze soll
„mindestens" der gleiche Verdienst
weiterhin vom Betreffenden erreicht
werden können.

■ Durch Umschulungen sollen sich die
Arbeitskräfte auf neue Arbeitsbedin­

gungen vorbereiten können. Die Um­
schulungen können inner- oder außer­
halb des Betriebes stattfinden und
müssen während der Arbeitszeit bzw.
durch Freistellungen erfolgen und vom
Betrieb bezahlt werden, wenn keine
andere Stelle in Frage kommt. An­
schließend muß bei gleicher Arbeits­
leistung mindestens der bisherige
Durchschnittsverdienst zu erzielen sein.

□ Arbeitnehmer, die bei Umsetzun­
gen keinen gleichwertigen Arbeitsplatz
bekommen, müssen bis zu neun Mona­
ten den alten Verdienst weiter erhal­
ten. Nadi dieser Zeit kann ihnen eine
Änderungskündigung ausgesprochen
werden, die jedodi nur eine Verdienst­
minderung von 10 Pfennig je Stunde
bzw. 20 DM im Monat zur Folge haben
darf.

■ Bei unvermeidlidien Entlassungen
müssen Abfindungen gezahlt werden,
die pro Jahr Betriebszugehörigkeit
vom 30. Lebensjahr an eine Summe
von 6 Prozent des letzten Jahresein­
kommens ausmachen, höchstens jedoch
ein volles Jahreseinkommen. Arbeit­
nehmer von 55 bis 59 Jahren dürfen
nicht entlassen werden. Wer älter als
60 Jahre ist, soll in jedem Falle ein
volles Jahreseinkommen bei seiner
Entlassung bekommen.

H Die Kosten sollen von den Betrieben
durch Einzahlung von 1,5 Prozent der
Lohn- und Gehaltssumme in eine
„Ausgleichskasse" getragen werden.

Zweifellos handelt es sich bei diesem
Vertragsentwurf der IG Metall um die
bislang weitestgehenden Vorstellun­
gen, die ernsthaft ins Gespräch ge­
bracht wurden. Die Rationalisierungs­
schutzverträge, die bis heute von an­
deren Gewerkschaften abgeschlossen
werden konnten, erschöpfen sich durch­
weg in Bestimmungen über Entschä­
digungen. Darum ist es zu begrüßen,
daß der Entwurf der IG Metall mit
dem „Ausschuß für Personalplanung"
bereits lange vor Umsetzungen und
Entlassungen auf Entwicklung und
Ausbildung der Belegschaft Einfluß zu
nehmen beabsichtigt, dem Betriebsrat
also ein gewisses betriebliches Mit-
spracherecht verschaffen will.

Die IG Metall ist gut beraten, wenn
sie zur Realisierung ihres Vertrags­
entwurfs zäh verhandelt und alle
Kräfte der Organisation aufbietet. Den­
noch sollte für die Tarifbewegung
1968 in der Metallverarbeitung gelten:
An der Spitze aller Bemühungen muß
der Kampf um spürbare Lohn- und
Gehaltserhöhungen stehenl K. Kilian
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Steuerklau Keine Lohnpause mehr für Textil

Gewerkschaft kündigte Lohn- und Gehaltstarife
Hohe Produktivitätssteigerung bei Textil/Bekleidung

In der Textil- und Bekleidungsindustrie des Bundesgebietes sind zum 31. Mürz
1968 alle Lohn- und Gehaltstarife gekündigt worden. Damit ist die Lohnpause
für die Textilwirtschaft im Jahre der Rezession vorbei. Die Gewerkschaft hatte
1967 auf die ungünstige wirtschaftliche Situation Rücksicht genommen und auf
mögliche Tarifkündigungen verzichtet, womit die Verträge Laufzeiten bis zu
zwei Jahren erreichten.

Die Einführung der Mehrwertsteuer
hat Arger und erregte Diskussionen
ausgelöst. Die von ihr verursachten
Preissteigerungen und die Reaktion
der Käufer bzw. die Gegenreaktion
der Geschäftsleute hat sich in den Spal­
ten der Presse niedergeschlagen. Eben­
so geschickt wie demagogisch hat in
dieser Auseinandersetzung die Bun­
desregierung den „Schwarzen Peter"
abwechselnd Käufern und Geschäfts­
leuten zugespielt:

Während Wirtschaftsminister Schiller
den Hausfrauen die Verantwortung für
die Preisentwicklung zuschob, warf
sein Kollege, Finanzminisler Strauß,
den Geschäftsleuten unberechtigte
Preistreiberei vor. Nun ist es zweifel­
los richtig, daß die Preise vielfach, sei
es aus Unkenntnis oder auch vorsätz­
lich, überhöht wurden, aber das ist
keineswegs der Kern des Problems;
diese Diskussion führt lediglich dazu,
das Verhalten der Bundesregierung als
den wirklichen Nutznießer der Mehr­
wertsteuer zu verschleiern.

Nach dem regierungsamtlichen Bulle­
tin vom 8. Juli 1967 erwartet die Re­
gierung in den vier Haushaltsjahren
1968 bis 1971 aus der Mehrwertsteuer
eine zusätzliche Einnahme von 8,3 Mil­
liarden DM. Da diese Steuer restlos
auf den Verbraucher abgewälzt wer­
den kann, ist allein der Verbraucher
der Leidtragende. Das Argument aber,
daß es sich bei der Mehrwertsteuer
lediglich um eine Anpassung an die in
der EWG übliche Steuermethode han­
delt, lenkt von den Tatsachen ab. In
den übrigen EWG-Ländern wird zwar
die gleiche Steuermethode angewandt,
aber im Unterschied zur Bundesrepu­
blik werden in diesen Ländern die
großen Einkommen erheblich höher
besteuert als bei uns. Außerdem steht
die Bundesrepublik in der durchschnitt­
lichen Pro-Kopf-Besteuerung mit Ab­
stand an der Spitze aller EWG-Län-
der. Eine Anpassung an die in der
EWG übliche Besteuerung hätte als
Ausgleich für die steuerliche Mehr­
belastung durch die Mehrwertsteuer
eine Steuersenkung für die kleinen
und eine Steuererhöhung für die gro­
ßen Einkommen erforderlich gemacht.
Doch um die Gerechtigkeit geht es der
Bundesregierung natürlich nicht. Sie
will mehr Einnahmen und gleichzeitig
aber nicht den Millionären zu nahe
treten.

Es ist falsch, wenn sich Verbraucher
und Geschäftsleute wegen der Preis­
erhöhungen durch die Mehrwertsteuer
gegeneinander ausspielen lassen. Es
kommt darauf an, die wirkliche Ur­
sache — den wachsenden Finanz­
bedarf für die Rüstung — zu erken­
nen. Es wäre eine Aufgabe der Ge­
werkschaften, politische Aufklärungs­
arbeit zu leisten, um die Arbeitneh­
mer zukünftige politische Entscheidun­
gen klarer treffen zu lassen. sr
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Die Textil- und Bekleidungsindustrie
hat im letzten Jahr über zwei Erschei­
nungen auf dem Textilmarkt besonders
geklagt, über die schon seit Jahren
wachsenden Einfuhren und über den
schwindenden Absatz im Inland, der
insbesondere bei Gespinsten zu er­
heblichen Preiszugeständnissen zwang.
Aber es sind auch kaum in einer an­
deren Industrie so hohe Rationalisie­
rungserfolge erzielt worden, wie in
diesem Industriezweig. Das mag an
einigen Zahlen sichtbar werden.

Der Produktionsindex insgesamt (1958
— 100) stieg bis 1966 bereits um 46
Prozent. In der gleichen Zeit hat sich
die Zahl der Beschäftigten um genau
80 000 und seit 1966 nochmals um fast
60 000 vermindert. D. h. der Umsatz je
Beschäftigten stieg in diesen Jahren
sogar um etwa 75 Prozent. Im Jahres­
durchschnitt 1966 erzielte die Textil­
industrie monatlich einen Umsatz von
1,7 Mrd. DM gegenüber nur 1,17 Mrd.
DM im Monatsdurchschnitt 1958. Die­
ser Stand konnte im Jahre 1967 nicht
gehalten werden. Der Versuch, die Um­
satzverluste über den Export auszu­
gleichen, mißlang.

Auf diese Erscheinungen hatte die Ge­
werkschaft Rücksicht genommen und
darüber hinaus auch Verständnis für
weitere Rationalisierungsmaßnahmen
zur Senkung der Produktionskosten
bewiesen. Allerdings hat sie dafür
den Versuch unternommen, die durch
Rationalisierung betroffenen Arbeit­
nehmer in besonderen Abkommen mit
den Unternehmern zu schützen. Teil­
weise haben die Unternehmer die
Lohnzurückhallung der Gewerkschaft
auch mit Sonderabkommen honoriert,
in denen nur die gewerkschaftlich
organisierten Arbeitnehmer Sonder­
vorteile erhielten. Das hat zu Protesten
anderer Arbeitgeberverbände und auch
zu einer Klage von „Gesamttextil"
vor dem Bundesarbeitsgericht geführt,
das diese Sonderabkommen für unzu­
lässig erklärte.

Auf ihrer Vorstandstagung in Bamberg
hat die Gewerkschaft die Kündigung
aller Tarife beschlossen und Lohn­
erhöhungen um 18 Pfennig pro Stunde
— entsprechend etwa 4,6 bis 5,1 Pro­
zent Lohnerhöhung — sowie die Er­
höhung der Angestelltengehälter um
durchschnittlich 5 Prozent gefordert.
Das ist immer noch Rücksicht auf die
Textilwirtschaft und wird knapp aus­
reichen, um die während der Laufzeit
der jetzt gekündigten Verträge er­

höhten Lebenshaltungskosten auszu­
gleichen. Die Forderungen sind auch
keine Gegenleistung für die gestiegene
Produktivität. Umso verständlicher ist
die Dringlichkeit dieser Forderung und
das Vorhaben der Gewerkschaft, kei­
nen Vertrag über eine längere Laufzeit
als zwölf Monate abzuschließen, -rd-

Tarif kündig ung

in der Papierverarbeitung

Zum 31. März 1968 hat die IG Druck
und Papier die Lohntarifverträge für
rund 100 000 gewerbliche Arbeitneh­
mer der papier- und pappeverarbei­
tenden Industrie gekündigt. Die Ge­
werkschaft fordert — wie schon im
graphischen Gewerbe — den Abschluß
eines Rationalisierungsschutzvertrages,
ferner die Anhebung der Löhne um
5,5 Prozent. Schulzvertrag und Lohn­
tarif sollen zum 1. April 1968 in Kraft
treten.

Tarifverhandlungen im Bankgewerbe

Am 15. März werden in Düsseldorf die
ersten Tarifverhandlungen über eine
Erhöhung der Angestelltengehälter
des privaten Bankgewerbes stattfin­
den. Eine Prozentzahl wurde von den
Gewerkschaften — HBV und DAG —
noch nicht genannt. Neben den Ge­
haltsforderungen sollen auch Fragen
der Arbeitsplatzsicherung, der weite­
ren Arbeitszeitverkürzung und der
Urlaubsverlängerung besprochen wer­
den. Im privaten Bankwesen sind
200 000 Angestellte beschäftigt.

Auf dem neunten Platz

Die Größe des Bruttosozialproduktes
ist ein Maßstab für die volkswirtschaft­
liche Leistung oder den Wohlstand
eines Landes. Ebenso bedeutend ist
die Entwicklung der wirtschaftlichen
Gesamtleistung. Nach dem neuesten
Stand der OECD-Statistik führen die
USA mit einem Wert von 15 360 DM
pro Kopf und einem Wachstum von
7,9 Prozent. Das Pro-Kopf-Sozialpro-
dukt in der Bundesrepublik erreichte
bei einem Wachstum von 5,8 Prozent
1966 8030 DM. Damit ist die Bundes­
republik vom bisher 6. auf den 9. Platz
in der sogenannten westlichen Welt
abgerutscht.



Beamte wollen höhere Besoldung

Bundesregierung hält ihre Versprechungen nicht

Bleibt die Besoldungsneuregelung stecken?

Eine große Gruppe von Arbeitnehmern in der Bundesrepublik ist wieder einmal
enttäuscht worden: die 1,3Millionen Beamten in den Gemeinden,in den Ländern
und beim Bund. Die Bundesregierung hat den neuen, leicht verbesserten Ent­
wurf des 2. Besoldungsneuregelungsgesetzes (BesNG) Anfang Februar dem
Bundesrat zugeleitet, der den Gesetzesentwurf Ende des Monats im ersten
Durchgang behandelt hat. Die zweite Etappe der Besoldungsreform und damit
verbesserte Grundgehaltssätze soll nicht — wie mehrfach zugesichert — rück­
wirkend ab 1. Januar 1968 in Kraft treten, sondern erst am 1. Juli dieses Jahres.

Der DGB als stärkste Beamtenorgani­
sation — rund 600 000 Beamte sind im
DGB organisiert — stellt in einer Er­
klärung fest, daß die vorgesehenen
Maßnahmen zwar in Einzelfällen den
Bundesbeamten Verbesserungen brin­
gen, insgesamt aber hinter den ge­
werkschaftlichen Erwartungen Zurück­
bleiben. Die Gewerkschaft der Eisen­
bahner Deutschlands (GdED) hofft
noch, in parlamentarischen Verhand­
lungen die Inkraftsetzung des Geset­
zes zum 1. Januar 1968 erreichen zu
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DGB fordert 8 Prozent für Beamte

Der DGB hat seine Forderung für die
Beamten bei Bund und Ländern nun­
mehr festgelegt: Erhöhung der Besol­
dung um 8 Prozent ab 1. Juli 1968. Die
von der Bundesregierung im Entwurf
des 2. Besoldungsneuregelungsgesetzes
vorgesehene Verbesserung wird als
unzureichend abgelehnt.
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können und die volle Ausschöpfung
der in der mittelfristigen Finanzpla­
nung vorgesehenen Mittel in Höhe
von 4 Prozent zu ermöglichen. Im
Organ der GdED, „Der Deutsche Eisen­
bahner", wird weiter verlangt: „Es
gehl dabei nicht nur um die Einlösung
von Zusagen, sondern um eine Besol­
dungspolitik, die endlich auch die Be­
amten in die wirtschaftliche Entwick­
lung einschließt und alle Benachteili­
gungen ausschließt."

Um die ganze Problematik der Besol­
dungsreform verstehen zu können,
muß die Vorgeschichte des Reform­
werkes kurz angerissen werden. Vor
gut einem Jahr, am 23. Januar 1967,
wurde zwischen dem Bundesinnen­
minister und dem DGB vereinbart, in
drei Etappen eine Neuordnung der
Beamlenbesoldung durchzuführen. Bis
zum Ende der gegenwärtigen Legis­
laturperiode des Bundestages sollten
alle drei Gesetze verabschiedet wer­
den. Mit der Neuordnung des Besol­
dungsgefüges aller Beamten soll nicht 

nur eine „Harmonisierung" erfolgen,
d. h. eine Angleichung der niedrigeren
Sätze der Bezüge der Bundesbeamten
an die der Länderbeamten, sondern
zugleich eine wesentliche strukturelle
Verbesserung. Man vereinbarte, daß
eine Anpassung der Beamtenbesoldung
an die wirtschaftliche Entwicklung un­
abhängig von der vereinbarten Reform
erfolgen müsse.

Am 1. Juli 1967 trat das 1. BesNG in
Kraft. Es brachte eine Reihe von Ver­
besserungen vor allem für junge Be­
amte, die jedoch hinter den Vorstel­
lungen des DGB zurückblieben. Die im
Zusammenhang mit der im letzten
Sommer beschlossenen mittelfristigen
Finanzplanung vorgesehenen struktu­
rellen und linearen Verbesserungen der
Beamtenbesoldung für 1968 um 4 Pro­
zent und von 1969 an jeweils um5Pro-
zent veranlaßten den DGB zu einer
Fehleinschätzung. Der DGB erklärte
damals, mit Befriedigung könne fest­
gestellt werden, daß die Vorstellun­
gen des Deutschen Gewerkschaftsbun­
des über die Vorausplanung der öf­
fentlichen Finanzen mit der Mifrifi
entsprechend dem Grundsatzprogramm
erfüllt wären. Für 1968 waren 724 Mil­
lionen DM eingeplant worden. Sollte
aber das 2. BesNG in der jetzigen
Form und erst am 1. Juli wirksam wer­
den, würde das eine Ersparnis von
weit über 100 Millionen DM für den
Bundeshaushalt ergeben.

Unmittelbar nach dem Tarifabschluß
für den öffentlichen Dienst von An­
fang Dezember 1967, der eine 3,5-
prozentige Lohn- und Gehaltsverbes­
serung ab 1. Januar 1968 mit sich
brachte, legte Lücke den beiden Spit­
zenorganisationen der Beamten, dem
DGB und dem Beamtenbund, seinen
Entwurf für ein 2. BesNG vor. In Ver­
handlungen mit dem Bundesinnen­
minister kritisierten die DGB-Vertre­
ter, daß weder im ursprünglich vom
Ministerium zugesagten noch in dem
vom DGB berechtigterweise erwarte­
ten Ausmaß die mit dem 1. BesNG
eingeleitete Besoldungsreform fortge­
setzt werde.

Der DGB foderte für die Beamten im
2. BesNG die gleichen Verbesserungen,
wie sie zuvor den Arbeitern und An­
gestellten im öffentlichen Dienst zu­
gestanden worden waren. Das Innen­

ministerium sah sich angesichts der
einmütigen Haltung von DGB und Be­
amtenbund gezwungen, in dem neuen
Entwurf des Besoldungsneuordnungs­
gesetzes statt einer 2prozentigen eine
3prozentige Erhöhung der Grundge­
hälter vorzuschlagen.

Die zum Zwecke der rahmenrecht­
lichen Bindung der Länder an die
neuen Grundgehaltssätze des Bundes
geplante Grundgesetzänderung nennt
der DGB eine bundeseinheitliche Re­
glementierung und spricht in diesem
Zusammenhang von „verfassungs­
rechtlichen Fehlplanungen". Der Besol­
dungsvorsprung der Länder Nord­
rhein-Westfalen und Hamburg, der zur
Zeit noch 2 Prozent beträgt, soll nach
dem Willen des Bundes mit einer so­
genannten Zweidrittel-Klausel „auf­
gezehrt" werden. Das würde bedeu­
ten, daß die Beamten dieser Länder
für 1968 nur eine Gehaltsverbesserung
von 2 Prozent erhalten würden. Die
ursprünglich für das 2. BesNG vorge­
sehene Streichung des örtlichen Son­
derzuschlages in Hamburg, der seit
über 50 Jahren besteht, hätte eine
effektive Gehaltsminderung zur Folge
gehabt. Eigentlich sollte aber die
zweite Stufe der Besoldungsreform
Verbesserungen gegenüber der bis­
herigen Situation zum Inhalt haben.

Entgegen den in vielen Bundesländern
üblichen Regelbeförderungen ■will die
Bundesregierung mit diesem Gesetz,
wie es im Bulletin Nr. 14/1968, S. III,
erklärt wird, angeblich eine dem Lei­
stungsgrundsatz entsprechende „Be­
währungsbeförderung" einführen. Das,
so stellt die Eisenbahnergewerkschaft
fest, wäre fast für alle Laufbahnen
eine wesentliche Verschlechterung ge­
genüber den derzeitigen Beförderungs­
möglichkeiten.

In der neuesten Erklärung des DGB
zum Entwurf des 2. BesNG heißt es:
„Die der Vorlage zugrunde gelegte
Änderung von Artikel 75 Grundgesetz
sowie die als Folge dieser Verfas­
sungsänderung gegen die Landes­
beamten zielenden Verschlechterungen
ihrer Besoldungs- und Beförderungs­
verhältnisse werden vom DGB nach
wie vor abgelehnt. Sollte der Bundes­
tag wider Erwarten am Terminplan
der Bundesregierung festhalten, be­
steht der DGB darauf, daß Maßnah­
men, die ursprünglich erst für die
dritte Stufe der Besoldungsneurege­
lung vorgesehen waren, bereits mit
der zweiten Stufe zu realisieren sind.

Diese über die Entwurfsfassung hin­
ausgehenden Verbesserungen bieten
jedoch keinen Ersatz für eine erforder­
liche allgemeine Erhöhung der Dienst-
und Versorgungsbezüge, welche einer­
seits die Zielvorstellungen der Bun­
desregierung im wiedereinsetzenden
Wirtschaftsaufschwung und anderer­
seits die Entwicklung der Einkommens­
verhältnisse als auch des Preisgefüges
zu berücksichtigen hätten." U. S.
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Computer
und Angestellte

Schneller Produktivitätsanstieg

Zu diesem Thema fand in Oberhausen
vom 5. bis 8. März 1968 — während
diese Ausgabe gedruckt wurde — die
3. Internationale Arbeitstagung über •
Automatisierung, Rationalisierung und !
technischen Fortschritt der IG Metall
statt. Dieser Gewerkschaft kommt das
Verdienst zu, sich schon seit Jahren
mit Fragen zu beschäftigen, die infolge
zunehmender Rationalisierung und
Automatisierung in der Wirtschaft auf
die Arbeiter und Angestellten zukom­
men. Die IG Metall ist bestrebt, aus
den Ergebnissen ihrer diesbezüglichen
Forschungs- und Beobachtungsarbeit
tarifpolitische Konsequenzen zu ziehen.

Die Oberhausener Automationstagung
beschäftigte sich ausschließlich mit der
Rationalisierung in Büros und Verwal­
tungen. Wie das Vordringen von Com­
putern in die Arbeitswelt der Ange­
stellten wirkt, hat die IG Metall im
Zusammenhang mit der Vorbereitung
der 3. Automalionstagung anhand von
zehn Fallstudien untersucht. Das Er­
gebnis: Computer verändern die Ar­
beitsplätze und vermindern die Auf­
stiegsmöglichkeiten von vielen Ange­
stellten. Abteilungsleiter und Akade­
miker sind genau so betroffen wie
Meister und Techniker oder Sachbe­
arbeiter und Hilfskräfte.

In den zehn untersuchten Betriebsbe-
reichen gab es vor der Umstellung ins­
gesamt 293 Angestellte. Davon wur­
den 104 durch Computer „wegrationa­
lisiert“. Von den bleibenden 189 er­
hielten nur 9 eine bessere Stellung. Bei
90 änderte sich nichts, 80 erhielten da­
gegen veränderte, aber gleichwertige
Arbeitsplätze; 9 erhielten niederwerti­
gere Beschäftigung. Von den 104 ein­
gesparten Angestellten schieden 52
endgültig aus. 25 wurden entlassen, 18
pensioniert und 9 kündigten selbst. 52
weitere wurden innerbetrieblich umge­
setzt. 9 konnten sich dabei verbessern,
während sich 5 verschlechterten.

Wo früher konventionelle Lehre und
langjährige Berufserfahrung Voraus­
setzungen des Aufstiegs von Angestell­
ten waren, so heißt es in dem Bericht
der IG Metall, zählt heute nur noch
durch zusätzliche Ausbildung erworbe­
nes Wissen. Damit würden die Hoff­
nungen auf betrieblichen Aufstieg für
Millionen von Angestellten entschei­
dend eingeschränkt. Viele Angestellte
der untersuchten Bereiche mußten zu­
sätzlich lernen, um lediglich ihren bis­
herigen Status zu halten.

Zweifellos wird die 3. Automations­
tagung der IG Metall mit dazu bei­
tragen, für die von Computern und
Bürorationalisierung bedrohten Ange­
stellten die richtigen gewerkschaftli­
chen Forderungen zu entwickeln. Die
Angestellten und Arbeiter haben in
dieser Frage gemeinsame Interessen,
nämlich, ihre soziale Sicherheit zu
garantieren. PI.

Trotz sinkender Beschäftigtenzahl höhere Produktion

Aufschlußreiche Daten aus der Industrie

Der Aufwand von Beschäftiglenstun-
den zur Produktion von 1000 DM Net­
toproduktionswert (in Preisen von
1958) ist in den 17 Jahren von 1950
bis 1966 ganz erheblich gesunken,
nämlich im Durchschnitt der Industrie
von 207 auf 83 Stunden. Darin wider­
spiegelt sich der hohe Effekt von
Rationalisierung und Automation. In
einigen Industriezweigen ist der Pro­
duktivitätsfortschritt besonders gravie­
rend, so in der Kunststoffverarbei­
tung, wo 1950 noch 357 Arbeitsstunden
notwendig waren, um 1000 DM Netto­
produktionswert zu erzeugen, aber
1966 nur noch 67 Stunden. Am kras­
sesten ist der Rationalisierungserfolg

in der tabakverarbeitenden Industrie
mit nur 9 Stunden Arbeitsaufwand
1966 gegenüber 76 Stunden 1950 für
die Flerstellung von 1000 DM Produk­
tionswert. (Die Raucher allerdings ha­
ben diese Entwicklung finanziell kaum
verspürt; die Unternehmer und der
Staat aber um so mehr, was auch für
die meisten anderen Produkte in der
Wirtschaft gilt.)

Die folgende Tabelle gibt einen Über­
blick über die Entwicklung der Pro­
duktivität in 13 großen Industriezwei­
gen. Sie wurde von der IG Metall nach
Daten des Deutschen Instituts für
Wirlschaftsforschung (DIW) zusam­
mengestellt: 

Industriezweig Aufwand von Beschäftigtenstunden
zur Produktion von 1000 DM Netto-

produktionswert
1950 1966

Kohlenbergbau 205 96
Feinkeramische Industrie 245 127
Feinmechanische und optische Industrie 278 123
Industrie der Steine und Erden 234 88
Kunststoffverarbeitung 357 67
Maschinenbau 225 120
Fahrzeugbau 322 85
Eisen- und Stahlindustrie 145 86
Elektrotechnische Industrie 220 99
Textilindustrie 292 99
Chemische Industrie 150 45
Nahrungs- und Genußmittelindustrie 114 45
Tabakverarbeitende Industrie 76 9
Gesamte Industrie 207 83

In einer weiteren Berechnung der IG wiesen. Die Beispiele geben ein Bild
Metall auf der Basis von DIW-Zahlen davon, wie trotz verminderter Arbeits-
wird der „extreme Beschäftigtenabbau zeit und zum Teil erheblichen Entlas-
durch technischen Wandel von 1958 sungen Produktivität und Produktions-
bis 1966 in ausgewählten Industrie- volumen beachtlich gestiegen sind:
zweigen der Bundesrepublik" nachge-

Veränderung 1966 gegen 1958

Industriezweig
Erdölgewinnung
Tabakverarbeitende Industrie
Textilindustrie
Kali- und Steinsalzbergbau
Feinkeramische Industrie
Kohlenbergbau

v> .C £
= > » i ai _ „ ± x

c I >
2= IS-S’.E =
— r- :(ü o;° = - 'S ~ 5 o tj
— — ä § o 01 w S Beschäftigtenabbau
Z? £ .2,cä » in v. II. absolut

+ 111,0 — 3,8 + 220,7 — 31,6 — 4 108
+ 63,8 — 9,6 + 223,7 — 44,0 — 29 064
+ 48,2 — 7,6 + 86,2 — 13,9 — 86 875
+ 42,5 — 9,0 + 87,7 — 16,6 — 3 922
+ 27,6 — 9,2 + 59,1 — H,7 — 11013
— 11,3 — 8,3 + 59,8 — 39,5 — 254 036

Mif weniger Beschäftigten
fast gleiches Sozialprodukt

Obwohl 1967 das Beschäftigungsvolu­
men (Erwerbstätige mal Arbeitszeit)
um 5,5 Prozent kleiner war als 1966,
war im vergangenen Jahr das reale
Sozialprodukt nur um 0,5 Prozent ge­

ringer als ein Jahr zuvor. Diese neue-
esten statistischen Feststellungen zei­
gen deutlich die Rationalisierungs­
erfolge der Wirtschaft und die gestie­
gene Arbeitsintensität infolge der
Angst der Arbeitnehmer vor dem Ver­
lust des Arbeitsplatzes.
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Rationalisierung in der DDR

Triebkräfte und Tendenzen im Zeichen der Planung

Eine Serie von Dr. Karl Heinz Arnold (III)

Die wissenschaftlich-technische Revolution ist ein weltweiter Prozeß, der sich in
allen hochentwickelten Industrieländern vollzieht. Er ist durch zunehmende
Rationalisierung aller Arbeitsprozesse mit der Automatisierung als höchster
Form gekennzeichnet. Zu welchen sozialpolitischen Ergebnissen dies führt, hängt
von der Gesellschaftsordnung ab. Benn B. Seligmann, Forschungsdirektor des
US-Gewerkschaftsverbandes, erklärte bereits 1963, „daß die neue Technik für die
große Masse der Arbeiter eine Entwertung der beruflichen Qualifikation bringt
und sie auf den sozialen Abfallhaufen wirft".

Die Tatsachen in einem hochindustria­
lisierten sozialistischen Staat wie der
DDR sehen absolut anders aus. Ratio­
nalisierung wird hier begriffen und
vorangetrieben als vorrangige Mög­
lichkeit und Notwendigkeit zur Ver­
mehrung des Nationaleinkommens
(Nettosozialprodukt, also die Summe
der im Laufe eines Jahres durch pro­
duktive Arbeit neu geschaffenen Wer­
te). Es dient der planmäßig vollzoge­
nen Kettenreaktion: wachsende Wirt­
schaftskraft — wachsender Wohlstand.
Soziale Unsicherheitsfaktoren sind
ausgeschlossen. Sozialistische Ratio­
nalisierung heißt: mit dem Menschen —
für den Menschen.

Vergegenwärtigen wir uns einen typi­
schen Vorgang. In einem Betrieb soll
die mechanisierte Fertigung auf auto­
matisierte Fließreihe umgestellt wer­
den. Die dazu notwendigen finanziel­
len Mittel hat der Betrieb zum Teil
durch intensiveres Ausnutzen der bis­
herigen Technik, verbesserte Arbeits­
organisation und höhere Verkaufs­
ergebnisse infolge Qualitätssteigerung
seines Haupterzeugnisses erwirtschaf­
tet. Dabei haben Tausende Arbeiter
und Angestellte durch nützliche Vor­
schläge — für die es gesetzlich fest­
gelegte Prämien gibt — milgearbeitet.
Sie wissen: Was dem Betrieb und der
Volkswirtschaft nützt, gereicht auch
dem einzelnen zum Vorteil.

Ein anderer Teil der vorgesehenen
Investitionssumme ist durch verzins­
lichen Bankkredit gedeckt. Die Rück­
zahlung erfolgt aus dem exakt errech­
neten Mehrerlös der künftigen moder­
nen Produktion (höherer Ausstoß,
Kostensenkung).

Die Umstellung wird rechtzeitig mit
der Belegschaft beraten — in Gewerk­
schaftsversammlungen bis in die Ge­
werkschaftsgruppen, zumeist identisch
mit den Meisterbereichen. Vor allem
sind zwei Probleme zu lösen: Erstens
die Umstellung einer ganzen Reihe
von Kolleginnen und Kollegen auf
neue Arbeitsvorgänge, also die recht­
zeitige Qualifizierung für die neue
Technik. Das geschieht beispielsweise
an der Betriebsakademie durch Kurse,
die kostenlos sind. Zweitens die Um­
setzung derjenigen, die durch die
neue Technik für andere Arbeiten frei
werden. Hier sind sehr gründliche
Aussprachen nölig, um Qualifikation 

und Alter, bisherigen Verdienst, per­
sönliche Wünsche und Möglichkeiten
mit der Lage im Betrieb in Überein­
stimmung zu bringen.

Klares Prinzip ist: Es gibt keine Ver­
schlechterungen. Aber es kann Um­
stellungsprozesse geben — ungewohn­
ter neuer Arbeitsplatz, auch Betriebs­
wechsel. Je qualifizierter der einzelne
ist, desto reibungsloser geht eine sol­
che Veränderung vor sich. Arbeits­
losigkeit ist ein Wort, das in der DDR
keine praktische Bedeutung hat. Nicht
generell deshalb, weil auf Jahre hinaus
ein Arbeitskräftebedarf besteht (dies
wird bis Anfang der siebziger Jahre
der Fall sein), sondern vor allem
grundsätzlich aus den Möglichkeiten
der sozialistischen Planwirtschaft: Die
Rationalisierung mit dem Schwerpunkt
Automation (ihr Tempo wird bisher
als unzureichend erachtet) ist ein im
Betrieb, im Industriezweig und der
gesamten Volkswirtschaft vorausbe­
rechneter, durch zunehmend wissen­
schaftliche Planung „verzahnter“ Pro­
zeß. An seinem Gelingen arbeitet der
einzelne in seinem Kollektiv und Be­
trieb mit, aber beispielsweise auch im
gewählten Gesellschaftlichen Rat der
VVB (Industriezweigvereinigung von
Großbetrieben), in Gewerkschaftskomi­
tees, Volksvertretungen usw.

Die deutlichen Erfolge der DDR beru­
hen vorrangig auf dem bewußten Mit­
planen, Mitarbeiten und Mitregieren
von Millionen Werktätigen in der so-
zia’istischen Demokratie. Dabei wird
das ständige Lernen für den Einsatz
der Wissenschaft, neuen Technik und
modernsten Technologie zum Angel­
punkt der Rationalisierung. Es wird
erlangt und umfassend gefördert.

Die Tendenz geht dahin, ein vorran­
giges Wachstum der Industrie- und
Wirtschaftszweige zu sichern, von
denen der wissenschaftlich-technische
Fortschritt insgesamt beeinflußt wird.
Aus ihr ergibt sich auch — ohne so­
ziale Verschlechterungen und insge­
samt mit höheren Arbeitseinkommen —
eine Zuwanderung von Arbeitskräf­
ten in die Rationalisierungsmittel-In­
dustrien.

So verzeichneten 1967 die Elektrotech­
nik und Elektronik (mit einer Produk­
tionssteigerung von 9,5 Prozent) einen
Zugang von etwa 5000 Arbeitskräften,
die feinmechanisch-optische Industrie 

bei ebenfalls überdurchschnittlichem
Produktionszuwachs einen Zugang von
mehr als 4000 Arbeitskräften. Ähnlich
war es in der chemischen Industrie und
im Bauwesen. Dabei wird in allen die­
sen Zweigen zügig weiter mechanisiert
und zum Teil automatisiert.

Aus eben diesem Grunde konnten aus
der Textil- und Bekleidungsindustrie
sowie der Landwirtschaft — hier dank
rationeller Großflächenwirtschaft der
Produktionsgenossenschaften — Tau­
sende von Arbeitskräften in die aus­
schlaggebenden Industriezweige über­
wechseln. (übrigens erzielte die Land­
wirtschaft der DDR 1967 zugleich ihre
bisher höchsten Ernteerträge und einen
guten Zuwachs an Fleisch- und Milch­
produktion.) Auch im Volksbildungs­
und Gesundheitswesen stieg die Zahl
der Beschäftigten. Bildung und soziale
Fürsorge sind in der DDR Schwer­
punkte im Zusammenhang mit der
technischen Revolution.

Illlllllllllllllllllllllllllllilllllllllllllllllllllllin

Auch DAG fordert Schutz

vor Rationalisierung

Zur gleichen Zeit wie die IG Metall
hat auch die Deutsche Angestellten-
Gewerkschaft dem Gesamtverband me­
tallindustrieller Arbeitgeberverbände
einen Entwurf für einen „Tarifvertrag
zur Abwendung sozialer Härten bei
Rationalisierungsmaßnahmen“ zugelei­
tet. Die DAG fordert für die von ihr
betreuten Angestellten in der Metall­
industrie u. a. die rechtzeitige Ein­
schaltung des Betriebsrates bei Pla­
nung und Durchführung von Rationa­
lisierungsmaßnahmen; die Vermeidung
von Kündigungen durch Einstellungs­
sperre, betriebliche Umsetzungen und
Umschulungen; Sicherung des bisheri­
gen Einkommens bei Umsetzungen auf
niedriger bewertete Arbeitsplätze für
12 bis 18 Monate; Zahlung von Ent­
schädigungen bei unvermeidlichen Ent­
lassungen und Entlassungsverbot bei
Angestellten ab 55. Lebensjahr und
20jähriger Betriebszugehörigkeit.

Maschinen
sorgfältiger behandelt als Menschen

Aus einer Umfrage des Rationalisie­
rungskuratoriums der Deutschen Wirt­
schaft ergibt sich, daß von den Betrie­
ben mit mehr als 1000 Beschäftigten
69 Prozent ihre Investitionen, 59 Pro­
zent ihre Finanzen und 52 Prozent ihre
Produktion langfristig planen. Eine
Personalplanung gab es jedoch nur in
18 Prozent der befragten Unterneh­
men. In Betrieben mit 300 bis 500 Be­
schäftigten ist es noch schlechter be­
stellt. Dort wird für das Personal nur
in 4 Prozent aller Fälle geplant, ob­
wohl 39 Prozent Investitionspläne,
36 Prozent Finanzpläne und 33 Prozent
Produktionspläne hatten.
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Wie weiter im Steinkohlenbergbau?

Nach dem Rheinsfahlplan nun der Walsumplan?

Bergbau muß in Gemeineigentum überführt werden

Der Rheinstahlplan der großen Montankonzerne ist gescheitert. Gegen den Plan
haben sich die IG Bergbau und Energie, der SPD-Bezirk Westliches Westfalen,
NRW-Arbeitsminister Figgen, zahlreiche SPD-Landtagsabgeordnete sowie 40 Pro­
zent aller Bergwerksgesellschaften ausgesprochen. Nach fünf Gesprächen mit
Vertretern des Rheinstahlkreises hat der Hauplvorstand der IGBE in einem
Schreiben an Bundeswirtschaftsminister Schiller sowohl den ursprünglichen als
auch den modifizierten Rheinstahlplan abgelehnt, „da in nicht zu rechtfertigender
Weise Milliardenbeträge der öffentlichen Hand in Anspruch genommen, die
attraktiven und gewinnbringenden Teile des derzeitigen Bergbaubesitzes aus
der neu zu gründenden Einheitsgesellschaft ausgeklammert und das Mitbestim­
mungsrecht der Arbeitnehmer ausgehöhlt werden."

Gestützt auf das Bonner Kohle-Anpas­
sungsgesetz und die „Neuordnungs"-
Pläne von Prof. Schiller glaubte das
Monopol- und Bankkapital die Zeit für
gekommen, um aus dem von der Bun­
desregierung geforderten Gesund­
schrumpfungsprozeß im Steinkohlen­
bergbau Maximalprofite herausschla­
gen zu können. Ausschließlich unter
diesem Gesichtspunkt entstand der
Rheinstahlplan, zu dessen Initiatoren
Bankier Abs, DHIT-Präsident Schnei­
der, Klöckner-Chef Henle, BDI-Präsi­
dent Berg und ATH-Generaldirektor
Sohl gehören.

Ihre Konzeption zielte in Übereinstim­
mung mit der Bundesregierung darauf
ab, für den Bergbau eine Betriebsfüh­
rungsgesellschaft auf privater und frei­
williger Grundlage zu schaffen. Unter
dieser Voraussetzung wurden durch
die Vertreter des Rheinstahlkreises
bei den Verhandlungen mit der Bun­
desregierung und der IGBE nachein­
ander drei Fassungen des Planes vor­
gelegt:

1 Übernahme einer Ausfallbürgschaft
für die Betriebsführungsgesellschaft
durch den Bund in Höhe von 360 Mil­
lionen DM jährlich, was bei der gefor­
derten Laufzeit von 20 Jahren eine
staatliche Gewinngarantie von 7,2Mil­
liarden DM bedeutet hätte.

2. Garantie eines Pachtzinses von 290
Millionen DM pro Jahr, wodurch die
Ausfallbürgschaft des Bundes und der
Kohleländer 5,8 Milliarden DM betra­
gen hätte. Außerdem Gewährung einer
„Streckungsbeihilfe" in Höhe von 50
Deutsche Mark je Tonne für Förder­
kapazitäten, die nach Meinung der
Bergwerksgesellschaften unverzüglich
stillgelegt werden müßten, aber aus
politischen Gründen vorerst noch auf­
recht erhalten werden sollen.

3. Zahlung eines Pachtzinses von 180
Millionen DM jährlich. Das hätte bei
20 Jahren eine Ausfallbürgschaft von
3,7 Milliarden DM ausgemacht. Ange­
sichts der auf dem Bergbau lastenden
Schulden hätte sich jedoch die staat­
liche Gesamtbürgschaft auf insgesamt
4,9 Milliarden DM erhöht. Gegenüber
den Fassungen 1 und 2 sah der modi­
fizierte Rheinstahlplan vor, daß das
Eigentum an den Zechen nicht, wie es 
12

die Pachtlösung vorsah, in 20 Jahren,
sondern sofort bei der Einbringung
auf die Betriebsführungsgesellschaft
übertragen werden sollte.

Alle drei Fassungen des Rheinstahl­
planes hatten zur Voraussetzung, daß
die öffentliche Hand, d. h. der Steuer­
zahler, das ganze Risiko der Betriebs­
führungsgesellschaft tragen sollte, wäh­
rend die Konzernherren die Profite
einzuslecken gedachten. Sie wollten
aber nicht nur die staatlich garantier-

llllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllHII

Nach zwei Jahren
Tarifkündigung im Bergbau

Die IG Bergbau und Energie hat Ende
Februar zum 31. Mai 1968 die Lohn-
und Gehallstarifverträge für die rund
280 000 Beschäftigten in den Stein­
kohlenrevieren Ruhr, Saar, Aachen
und Niedersachsen gekündigt. Der
letzte Tarifvertrag war vor zwei Jah­
ren vereinbart worden. Die Gewerk­
schaft hat ihre Forderungen an die
Zechenunternehmer noch nicht prä­
zisiert, sondern will erst die allge­
meine und wirtschaftliche Entwicklung
im Steinkohlenbergbau in den näch­
sten Monaten abwarten.

Leistungsrekord im Bergbau

Während Zechensterben, Frühpensio­
nierung und Arbeitslosigkeit die dü­
stere soziale Perspektive des Berg­
arbeiters sind, können die Zechen­
besitzer zufrieden sein. Aus der Exi­
stenzfurcht der Arbeitnehmer schlagen
sie Kapital: Nach Erhebungen des Sta­
tistischen Amtes der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft ist bei den
Beschäftigten unter Tage im west­
deutschen Steinkohlenbergbau von
1966 bis 1967 die Leistung je Mann und
Schicht um 11 Prozent auf 3381 kg ge­
stiegen. Demgegenüber betrug die
Steigerung in Frankreich 6,5 Prozent
auf 2241 kg, in Holland 5,3 Prozent auf
2428 kg und in Belgien 4,5 Prozent auf
2086 kg je Mann und Schicht.

ten Milliarden - Gewinne kassieren,
sondern darüber hinaus zusätzliche
Profite aus der Tätigkeit so lukrativer
Unternehmenssparten wie Kraftwerks­
wirtschaft, Werkswohnungen und
Grundstücke einstecken, die weiterhin
im Besitz der Altgesellschaften ver­
bleiben sollten. Außerdem hatten die
großen Konzerne mit Stahl- und Krafl-
werksbesitzungen bereits Vorverträge
abgeschlossen, denen zufolge die neue
Betriebsführungsgesellschaft den Kraft­
werken und Hüttenbetrieben Kohle zu
Weltmarktpreisen hätte liefern müs­
sen. Von dem Bezug billiger Kohle er­
hoffen sich die Montankonzerne eine
weitere Verbesserung ihrer Gewinn­
situation. Mit Recht erklärte der Reck­
linghausener DGB - Kreisvorsitzende
Mohrenstecher: „Der Rheinstahlplan
ist der größte Betrug des Jahrhun­
derts."

Einen weiteren Coup gedachten die
Konzernherren mit dem Verkauf von
Werkswohnungen und Grundstücken
zu landen, die — wie das Gewerk­
schaftsorgan „einheit" schreibt — samt
Mietern wie Ramschware verhökert
würden. So kaufte der Rheinstahlkon­
zern 2000 Bergarbeiterwohnungen und
20 Millionen Quadratmeter Grund­
stücke für die lächerliche Summe von
54 Millionen DM von seiner Tochter­
gesellschaft Rheinstahl-Bergbau AG.
Angesichts der Tatsache, daß der ge­
zahlte Quadratmeterpreis bei 2,20 DM
liegt, während üblicherweise 30 bis
40 DM für Wohnungs- und 15 bis 20
DM für Industriegrundslücke verlangt
werden, schlußfolgert die „einheit",
daß „die Rheinischen Stahlwerke mit
dieser Transaktion eines ihrer größten
Geschäfte gemacht haben".

Die Stumm-Gruppe verkaufte 2079
Wohnungen an die Gemeinnützige
Wohnungsbaugesellschaft „Glückauf",
deren Hauptaklionär die Gebrüder
Stumm GmbH ist. Der Kölner Steuer­
bevollmächtigte Kaussen kaufte von
der Friedrich Krupp Bergbau AG 3381
Werkswohnungen für 35 Millionen DM;
von der Bergwerksgesellschaft Mono­
pol übernahm Kaussen 1077 Berg­
arbeiterwohnungen für etwa 10 Mil­
lionen DM. Einen anderen Schachzug
tat der Rheinslahlkonzern, der eine
Million Tonnen Kohle auf die Seite
schaffte, die später von der Betriebs­
führungsgesellschaft hätten gekauft
werden müssen.

Der Rheinstahlplan ist bei den Berg­
arbeitern auf einmütige Ablehnung
gestoßen. So sprach der Gesamtbe­
triebsrat der Hibernia AG von einem
„Ausverkauf des Bergbaus" und for­
derte den IGBE-Vorstand auf, sich mit
allen Mitteln gegen den Rheinstahl­
plan zur Wehr zu setzen. Die Kumpel
sehen in dem Rheinstahlplan einen
„permanenten Stillegungsverband".
Unter Berufung darauf, daß Rhein­
stahlkreis und Bundesregierung die
Zurücknahme der Förderkapazitäten
auf 77 Millionen Jahrestonnen plan­
ten, erklärte der Gesamtbetriebsrats­
vorsitzende der Ewald-Kohle AG,
August Bönte, der Rheinstahlplan wolle 



Gegen Viefnamkrieg u. Notstandsgesetze

3. Bundesjugendkonferenz der IG Druck und Papier

Starkes politisches Engagement der Gewerkschaftsjugend

Zur Vorbereitung der Gewerkschaftstage und zentralen DGB-Konferenzen, die
im Laufe dieses Jahres stattfinden, tagen in diesen Wochen auf allen Ebenen
zahlreiche Delegiertenkonferenzen des DGB und der Gewerkschaften, auf denen
sich bereits die wesentlichen Forderungen, die auf den kommenden Kongressen
eine Rolle spielen werden, herauskristallisieren. Eine der ersten größeren
gewerkschaftlichen Veranstaltungen dieses Jahres war die 3. Bundesjugend­
konferenz der IG Druck und Papier in Springen/Taunus.

nur ein Gerippe der Bergbau-Industrie
bestehen lassen und die lebenswich­
tigen Substanz- und Ertragswerte in
private Hand übergeben. Außerdem
würde er zur Folge haben, daß 82 000
der im Ruhrbergbau beschäftigten Ar­
beiter und Angestellten ihren Arbeits­
platz verlieren.

Nach fünf Gesprächen mit Vertretern
des Rheinstahlplanes gelangte schließ­
lich auch IGBE-Vorsitzender Arendt zu
der Auffassung: „Es ist sinnlos, über
den Rheinstahlplan weiter zu verhan­
deln." Die Gewerkschaft könne weder
dem alten noch dem modifizierten Plan
zuslimmen. Eine Neuordnung des Berg­
baus nach dem Rheinstahlplan würde
zu keiner lebens- und ertragsfähigen
Gesellschaft führen. Voraussetzung
dafür sei vielmehr die Einbeziehung
der attraktiven und gewinnbringen­
den Teile wie Kraftwirtschaft, Grund­
stücke und Wohnungen. Audi eine
Sicherung der paritätischen Mitbestim­
mung bis zur betrieblichen Ebene sei
notwendig.

Alle Anzeichen sprechen dafür, daß
der entschlossene Widerstand von
Zechenbelegsdiaften, IGBE und SPD-
Landtagsabgeordneten den Rheinstahl­
plan der Konzernherren und der Bun­
desregierung zu Fall gebracht hat.
Bonn dürfte zwar bereit gewesen sein,
dem modifizierten Plan zuzustimmen,
mußte schließlich jedoch erkennen, daß
die von Minister Schiller und den
Rheinstahl-Inilialoren angeslrebte Lö­
sung ohne die Befürwortung durch die
Gewerkschaft und die Mehrheit der
SPD-Landlagsfraktion nicht realisier­
bar ist, weil das eine Gefährdung des
Burgfriedens an Rhein und Ruhr be­
deutet hätte, an dessen Erhaltung aber
die politisch und wirtschaftlich herr­
schen Kräfte im Moment stärkstens
interessiert sind.

Während einige Konzernbosse krampf­
haft bemüht sind, ihren Plan doch noch
zu retten, hat der Unternehmensver­
band Ruhrbergbau inzwischen den so­
genannten Walsum-Plan aus der Schub­
lade hervorgeholt, der eine Körper­
schaft des öffentlichen Rechts mit der
Zwangsmitglicdschaft aller Bergwerks­
gesellschaften vorsieht. Der Ruhrberg­
bau, so betonte Verbandsvorsitzender
Kemper, werde alles daransetzen, auch
bei einer gesetzlichen Regelung seine
privatwirlschaftliche Grundlage zu er­
halten. Er wolle keine staatliche Kom­
mandowirtschaft, sondern die unter­
nehmerische Verantwortung und Ent­
scheidungsfreiheit müßten gewahrt
bleiben. Die Durchführung der not­
wendigen Maßnahmen zur Anpassung
der Kohleförderung an den Markt
dürfe dabei nicht gehemmt und ver­
schleppt werden.

Die Absichten, die die Konzerne mit
ihrem neuen Plan verfolgen, sind ein­
deutig. Durch die Bildung einer Kör­
perschaft des öffentlichen Rechts mit
Zwangsmitgliedschaft soll erreicht wer­
den, daß alle Bergwerksgesellschaften
in den Genuß der Vorteile des Bonner
Kohle - Anpassungsgesetzes gelangen.
Das würde sie in die Lage versetzen,

Die 102 Delegierten der 24 000 jugend­
lichen Mitglieder der IG Druck und
Papier formulierten Anfang Februar in
gründlichen Beratungen ihre Vorstel­
lungen und Forderungen, die ein star­
kes politisches Engagement erkennen
lassen. Von dem Verlangen an den
DGB, die Mitarbeit in der konzertierten
Aktion aufzugeben, bis zur Aufhebung
des PKD-Verbotes geht die Skala der
Forderungen.

Die jungen Gewerkschafter vertreten
die Auffassung, daß die Mitarbeit der
Gewerkschaften in der konzertierten
Aktion des Bundeswirtschaftsministers
„unvereinbar ist mit den wirtschafts­
politischen Forderungen des DGB-
Grundsatzprogramms“. Der Hauptvor­
stand der IG Druck und Papier wird
aufgefordert, seine Tarifpolitik am
Grundsatzprogramm zu orientieren.

Die ablehnende Haltung des DGB zur
Notstandsgesetzgebung wird von der
Jugendkonferenz begrüßt. Sie fordert
darüber hinaus den DGB und die Ge­
werkschaften auf, das Kuratorium
„Notstand der Demokratie" finanziell
und publizistisch zu unterstützen. Um
die Demokratie zu schützen, müßten
notfalls gewerkschaftliche Kampfmaß­
nahmen, einschließlich des Streiks, er­
griffen werden. An alle Gewerkschafter
ergeht die Aufforderung, sich an dem
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staatliche Milliarden - Geschenke zu
kassieren und horrende Stillegungs­
gewinne einzustecken, ohne daß sich
an den bankrotten privatwirtschaft­
lichen Eigentumsverhältnissen sowie
an der volkswirtschaftsfeindlichen und
unsozialen Politik der Ruhrkonzerne
auch nur das geringste ändern würde.

Nachdem sich Konzernherren und Bun­
desregierung ein weiteres Mal als
unfähig erwiesen haben, für den Stein­
kohlenbergbau eine Lösung vorzule­
gen, die sowohl den gesamtwirtschaft­
lichen Belangen als auch den sozialen
und wirtschaftlichen Interessen der
Bergarbeiter Rechnung trägt, müßte
es nun Aufgabe der IGBE sein, mit
aller Konsequenz auf die Regierungen
in Bonn und Düsseldorf dahingehend
einzuwirken, daß der Bergbau ein­
schließlich der Kraftwerks-, Wohnungs­
und Grundstückswirtschaft entspre­
chend der Verfassung in Gemeineigen­
tum überführt wird. G. B.

Sternmarsch nach Bonn zu beteiligen,
der vom Kuratorium „Notstand der
Demokratie" geplant ist und für den
Fall durchgefuhrt werden soll, daß der
Bundestag die zweite Lesung der Not-
standsgeselzentwürfe ansetzt. Eben­
falls finanzielle und publizistische Un­
terstützung sowie aktive Teilnahme
an den Ostermärschen fordern die
Delegierten für die „Kampagne für
Abrüstung“.

Die Jugendkonferenz wendet sich ge­
gen den amerikanischen Krieg in Viet­
nam. Sie fordert die Einstellung aller
Kriegshandlungen und den sofortigen
Abzug ausländischer Truppen, damit
das vietnamesische Volk sein Selbst­
bestimmungsrecht in Anspruch nehmen
kann. „Wir distanzieren uns von allen
offiziellen Äußerungen der Bundes­
regierung und der Bundestagsparteien,
d>e den Anschein erwecken, als identi­
fizierten sich die Bürger der Bundes­
republik mit der Vietnampolitik der
USA-Regierung", heißt es in der Viet­
namentschließung.

Der DGB wird aufgefordert, bei der
Bundesregierung seinen Einfluß geltend
zu machen, damit diese die Oder-
Ne^ße-Grenze und die DDR anerkennt.
„Nur die Normalisierung der Beziehun­
gen zwischen den beiden deutsdien
Staaten und den sozialistischen Län­
dern ist die Voraussetzung für Frieden
und Fortsdiritt in der Welt."

Schließlich setzt sich die 3. Bundes­
jugendkonferenz der IG Druck und
Papier für die Aufhebung des KPD-
Verbots ein, das im kommenden Som­
mer zwölf Jahre (ebenso lange wie
unter Hitler) bestehen würde. Die
Delegierten teilen nicht die Bonner
These, daß die KPD außerhalb des
Grundgesetzes stehe und erklären:
„Jeglidies Verbot von politischen Par­
teien, die sich auf dem Boden des
Grundgesetzes bewegen, ist eines de-
mokratischen Staates unwürdig."

Die 3. Bundesjugendkonferenz der IG
Druck und Papier dürfte mit ihren Be­
schlüssen, ebenso wie die Hamburger
Bezirksjugendkonferenz der Gewerk­
schaft OTV und andere Delegierten­
konferenzen, bereits die Probleme
deutlich gemacht haben, die zur Zeit in
den Gewerkschaften diskutiert werden.
Die Konferenz hat ohne Zweifel auch
einen wertvollen Hinweis gegeben,
wie die Lösung dieser Probleme aus­
sehen sollte. -an
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Soziale Sicherheit Die sozialen „Perspektiven“ der SPD
- aber wie?

Vieles steht im Widerspruch zu Gewerkschaftsforderungen

Praktische Politik versperrt Realisierung guter Vorstellungen

In der vom Parieivorstand der SPD veröffentlichten Plattform — „Sozialdemo­
kratische Perspektiven" — wird auch zu den Problemen und Aufgaben der Sozial­
politik und der sozialen Sicherheit Stellung genommen. Einige Feststellungen,
die in den „Perspektiven" dazu getroffen werden, kann — soweit sie die Auf­
gaben auf diesem Gebiet unserer gesellschaftlichen Entwicklung betreffen —
jeder Gewerkschafter unterstützen.

Der Dr. - Wenzel - Verlag, Duisburg-
Ruhrort, hat eine Broschüre von Hans
Schneider mit dem Titel „Soziale Si­
cherheit — aber wie?" herausgebracht.
Die 24 Seiten umfassende Broschüre
trägt den Untertitel: Standpunkt eines
Kommunisten zur Sozialpolitik.''

Die Broschüre ist in zweierlei Hin­
sicht aktuell. Einmal hat durch die
sozialen Abbaumaßnahmen der Gro­
ßen Koalition vor allem im Rahmen
der sogenannten mittelfristigen Finanz­
planung der Kampf um die Erhaltung
und die Verbesserung der sozialen
Rechte und Leistungen eine erheb­
liche Zuspitzung erfahren. Zum ande­
ren wurde mit der Übergabe des Pro­
gramm-Entwurfs der KPD an die Öf­
fentlichkeit der Bundesrepublik die
Diskussion um den Standpunkt der
Kommunisten zu den politischen, öko­
nomischen, sozialen, kulturellen und
gesellschaftlichen Problemen und Per­
spektiven stark belebt.

Hans Schneider will — wie er im Vor­
wort schreibt — mit seiner Broschüre
der durch eine „stupide antikommu­
nistische Propaganda" verbreiteten
Auffassung entgegentreten, die „Kom­
munisten seien an der Verschlechte­
rung des Lebensstandards interessiert,
weil sie so ,im trüben fischen' könn­
ten". Er will nachweisen, daß die
Wahrheit anders ist: „Für einen Kom­
munisten ist die grundgesetzliche Ver­
pflichtung zum sozialen Rechtsstaat
kein Wahlsprüchlein, sondern echte
soziale Aufgabe aus humanistischer
Verpflichtung. Deshalb wird sich eine
Kritik aus kommunistischer Sicht nicht
im Negativen erschöpfen, sondern ist
stets um konstruktive Alternativen
bemüht."

In der Tat nimmt die Kritik an der
sozialreaktionären Politik in der Bun­
desrepublik nur den kleineren Teil in
der Broschüre ein. In stärkerem Um­
fang entwickelt der Verfasser detail­
lierte Vorschläge für grundlegende
Verbesserungen der bundesrepublika­
nischen Sozialordnung. Auch zu den
Fragen der Arbeitssicherheit, der Un­
fallversicherung, des Gesundheits­
schutzes, der Rentenversicherung, der
Sorge für alte Mitbürger, der Rehabi­
litation, des Schwerbeschädigtenrechts,
des Mietrechts, der Hilfe für die Fa­
milie usw. werden in der Broschüre
eine Fülle von Vorstellungen, Vor­
schlägen und Forderungen entwickelt,
die sich im wesentlichen mit denen der
Gewerkschaften und Sozialverbände
decken.
Leider enthält die Broschüre auch
einige sachliche Ungenauigkeiten und
Fehler in Detailfragen. Trotzdem ist
sie ein wertvolles Material.

Hans Schneider:
„Soziale Sicherheit — aber wie?"
Herausgeber:
Dr.-Wenzel-Verlag GmbH, Duis­
burg, Tausendfensterhaus

So, wenn es heißt: „Soziale Sicherung
muß die Familie einschließen ... Die
Sicherung der Arbeitsplätze, zeitge­
rechte Arbeitsverdienste und Arbeits­
bedingungen sind vorrangige gesell­
schaftspolitische Aufgaben ... Betrieb­
liche Sozialleistungen sind so auszu­
gestalten, daß sie die Freizügigkeit
der Arbeitnehmer nicht behindern ...
Die weitere Ausgestaltung des Le­
bensabends bleibt das Ziel der SPD...
Für die Zukunft geht es darum, die
Erhaltung von Gesundheit und Lebens­
fähigkeit weit stärker als bisher zu
fördern . . . über die Sicherung im
Krankheitsfall hinaus brauchen wir
Sicherung der Gesundheit und Lei­
stungsfähigkeit durch vorbeugende
Gesundheitspflege."

Aber zu diesen allgemeinen und un­
verbindlichen Feststellungen in den
„Perspektiven" der SPD-Führung feh­
len konkrete Vorschläge und Forde­
rungen für ihre Verwirklichung, und
die praktische Politik der von den
Ministern der SPD mitgetragenen Re­
gierung der Großen Koalition steht in
direktem Gegensatz zu diesen sozia­
len Perspektiven. Die soziale Siche­
rung der Familie ist mit der völligen
Streichung der Ausbildungszulage
(„Pennälergehalt") und der Einschrän­
kung der Leistungen der 1965 be­
schlossenen Mutterschutz - Novelle
nicht verbessert, sondern verschlech­
tert worden. Der DGB fordert seit
Jahren die Zahlung eines Kindergeldes
auch an erste Kinder ohne Einkom­
mensbeschränkung. Das ist in allen
anderen EWG-Ländem, wie auch in
sozialistischen Staaten, längst üblich.
Die SPD-Führung schweigt sich in den
Perspektiven zu dieser Forderung der
Gewerkschaften aus.

Unter „Sicherung der Arbeitsplätze"
versteht jeder Gewerkschafter die
restlose Beseitigung der Arbeitslosig­
keit. Nach den Ermittlungen des Stati­
stischen Bundesamtes aber war die Ar­
beitslosenzahl 1967 im Jahresdurch­
schnitt mit 460 000 um 300 000 höher
als im Jahre 1966. Ende Januar 1968
erreichte sie mit 682 600 fast wieder
den Höchststand vom Februar 1967,
trotz der Rückwanderung Hunderttau­
sender ausländischer Arbeiter. Den­
noch wird in den Perspektiven des
SPD-Vorstandes festgestellt: „In der
Wirtschaftspolitik sind die Schatten 

der Wirtschaftskrise gebannt, somit
Arbeitsplätze und Preisstabilität ge­
sichert ..."

Auch was unter „zeitgerechte Arbeits­
verdienste und Arbeitsbedingungen"
verstanden wird, ist in den Perspek­
tiven nicht erläutert worden. Tatsache
ist aber, daß im ersten Regierungsjahr
der Großen Koalition die Reallöhne
im wesentlichen stagnierten, ja durch
Abbau übertariflicher Leistungen so­
gar gesenkt wurden, während die
Großunternehmer gut verdienten und
Wirtschaftsminister Schiller die gleiche
Orientierung auch für dieses Jahr ge­
geben hat. Die betrieblichen Soziallei­
stungen schließlich wurden und wer­
den nicht ausgebaut, sondern kräftig
abgebaut und eingeschränkt, was u. a.
in den beiden Weißbüchern der IG
Metall bewiesen wird.

Zur „weiteren Ausgestaltung der so­
zialen Sicherung des Lebensabends"
gibt es in den Perspektiven einige
konkrete Vorstellungen. So die For­
derung nach Kontoauszügen über die
Höhe des Rentenanspruches, den Ar­
beiter und Angestellte in der Renten­
versicherung erreicht haben. Sicher ist
diese Forderung zu unterstützen. Die
Landesversicherungsanstalt Oldenburg-
Bremen hat bereits mit der Fertigung
solcher Kontoauszüge begonnen. Durch
diesen Kontoauszug aber erhöht sich
der Renlenanspruch um keinen Pfen­
nig. Das aber ist das wirkliche Haupt­
problem unserer Rentenversicherung.
Der DGB fordert in seinem Aktions­
programm: „Die Altersrente soll min­
destens drei Viertel des erreichten Ar­
beitseinkommens betragen." Jetzt aber
beträgt sie nach einem erfüllten Ar­
beitsleben im Durchschnitt nur 40 bis
44 Prozent. Von dieser unzureichenden
Rente aber werden auf Beschluß der
Großen Koalition ab Januar 1968 noch
2 Prozent für den Krankenversiche­
rungsbeitrag abgezogen.

Während sich der SPD-Vorstand in
den Perspektiven zur Höhe der Ren­
ten völlig ausschweigt, nimmt er kon­
kret zur Altersgrenze Stellung. Er
wendet sich gegen die „starre Alters­
grenze" und spridit sich für eine
„Wahlfreiheit in der Frage der Alters­
grenze" aus. Tatsächlich gibt es schon
jetzt keine absolut „starre" Alters­
grenze mehr. Hinter dieser vagen An­
deutung in den Perspektiven aber
dürfte sich der 1965 im SPD-Volks­
versicherungsplan entwickelte Gedan­
ke verbergen, die Altersgrenze durch 
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finanzielle Anreize über das 65. Le­
bensjahr hinauszusdiieben. Das zu ei­
ner Zeit, da schon 50jährige, wenn sie
ihren Arbeitsplatz verloren haben, von
den Unternehmern und Arbeitsämtern
zum „alten Eisen" gerechnet werden.
Im Aktionsprogramm des DGB wird
zu Recht gefordert: „Die allgemeine
Altersgrenze in der Rentenversiche­
rung ist stufenweise auf 60 Jahre her­
abzusetzen. Wer eine gesundheitsge­
fährdende Tätigkeit ausübt oder we­
gen seines Alters keine angemessene
Arbeit mehr findet, hat Anspruch auf
vorzeitige Rente."

Es stimmt auch nicht, wie in den Per­
spektiven behauptet wird, daß durch
das Wirken der SPD in der Großen
Koalition die dynamische Rente „er­
halten" wurde. Sie wurde durch das
Finanzänderungsgesetz 1967 unter­
höhlt (s. „Dynamische Rente wird .un­
terwandert' "— NA 1/1968). Der Kran­
kenversicherungsbeitrag für Rentner
und die Verdoppelung der Rezept­
gebühr sind auch sicher nicht als Maß­
nahmen zur „vorbeugenden Gesund­
heitspflege" zu werten, sondern als
Schritte zur zusätzlichen direkten Ko­
stenbeteiligung in der Krankenversi­
cherung, wie sie die CDU in ihrem
Aktionsprogramm erneut gefordert hat.
Auch die schon im ersten Aktionspro­
gramm des DGB erhobene Forderung
nach Lohnforlzahlung für Arbeiter im
Krankheitsfall sucht der Gewerkschaf­
ter in den Perspektiven des SPD-Vor-
standcs vergebens.

Völlig im Widerspruch zu den Tat­
sachen aber befindet sich die Feststel- j
lung, mit der der Abschnitt „Sozial- I
politik" in den Perspektiven der SPD-
Führung eingeleitet wird: „Ohne die
SPD wäre die Bewältigung der Fi­
nanz- und Wirtschaftsmisere, das Erbe
der Regierung Erhard, in erster Linie
auf Kosten der Arbeitnehmer und .
Rentner erfolgt." Erstens ist die „Fi­
nanz- und Wirtschaftsmisere" gar nicht
bewältigt, auch wenn Wirlschaftsmini-
ster Schiller, wie stets, in rosarotem I
Optimismus macht. Zweitens sind die
finanz- und wirtschaftspolitischen Ent­
scheidungen, besonders im Rahmen
der „Mifrifi" voll auf Kosten der Ar­
beitnehmer, Rentner und der Sozial- ,
ausgaben gegangen, während die Her­
ren der großen Bank- und Industrie­
konzerne, wie unter Adenauer und Er­
hard, märchenhafte Gewinne machen
und die Rüstungsausgaben weiter stei­
gen.

Die Forderungen der Gewerkschaften,
die hohen Einkommen und großen
Vermögen stärker zu besteuern, die
Rüstungskosten zu reduzieren und die
Masseneinkommen und Sozialausgaben
zu erhöhen, wurden und werden auch
von der Großen Koalition ignoriert.
Ein aufmerksames Studium der Platt­
form „Sozialdemokratische Perspekti­
ven" läßt keinen anderen Schluß zu
als den, daß die gegenwärtige Füh­
rung der SPD diesen im Gegensatz zu
den Vorstellungen und Forderungen
der Gewerkschaften stehenden Kurs an
<ler Seite derCDU/CSU fortsetzen will.

A. Böpple

Für Bildungspolitik die Note 6

Industrie- und Handelskammerpräsi­
dent von Falkenhausen und die Zei­
tung „Die Welt" mokierten sich kürz­
lich über die katastrophalen Prüfungs­
ergebnisse von 5000 neuen Lehrlingen
in Essen, Mülheim und Oberhausen.
Nur 53 Lehrlinge hatten in Deutsch und
Rechnen null Fehler geschrieben. Fast
die Hälfte aller neuen Lehrlinge hatte
in beiden Fächern mangelhafte Leistun­
gen gezeigt. Bei einem Diktat von 130
Wörtern waren bis zu 100 Fehlern ge­
macht worden, wobei mehrere Fehler
in ein und demselben Wort nur als ein
Fehler gezählt wurden. Das hatte den
Freiherrn und die Springer-Zeitung zu
der Forderung veranlaßt, es müsse
wieder mehr „Pauken im alten Stil"
betrieben werden.

Tatsächlich sind die beschämenden Prü-
fungsergebnisse nicht in erster Linie
den jungen Menschen, sondern den für
die Schul- und Bildungspolitik verant­
wortlichen Stellen von Bund und Län­
dern anzulasten. Darin wird sichtbar,
was der Begriff „Bildungsnotstand“
ausdrückt. Wer die mangels Geld für
Schulneubauten vollgepfropften Klas­
sen kennt, in denen die Lehrkräfte mit
meistens noch sehr unzureichenden
Lernmitteln zu individueller Beschäf­
tigung mit den Schülern außerstande
sind, wird sich über die Lernergeb­
nisse nicht wundern.

Unfernehmer-„Bild-Zeifungen”

In der Bundesrepublik und West-Ber­
lin erscheinen 415 Werkzeitschriften,
davon 180 vierteljährlich, 77 monatlich,
98 zweimonatlich, eine erscheint 14-
tägig und zwei Blätter wöchentlich.
43 werden halbjährlich und 14 einmal
im Jahr ausgeliefert. 141 Werkzeit­
schriften gibt allein die Metallindustrie
heraus. Außerdem gibt es 180 Haus­
zeitschriften der Versicherungswirt­
schaft und überbetriebliche Zeitschrif­
ten in einer Auflage von 1,5 Millio­
nen, die von einer Reihe von Unter­
nehmen abonniert und in den Betrie­
ben verteilt werden.

Die Funktionärzeitschrift der IG Metall,
„Der Gewerkschafter", bemerkt dazu,
daß diese Werkzeitschriften überwie­
gend Organe der Unternehmerpolitik
sind. Sporadisch aufgenommene Arti­
kel, die den Interessen der Arbeitneh­
mer nahekommen, könnten darüber
nicht hinwegtäuschen. Der Einfluß der
Gewerkschaften ist nur minimal. Und
auch die Betriebsräte haben kaum
einen Einfluß auf die Schriftleitungen
der Werkzeitschriften.

Mit besonderem Fleiß bemühen sich
die Arbeitgeberorgane, die Mitbestim­
mungsforderungen der Gewerkschaften
zu diffamieren, und es wird immer
notwendiger, daß die Betriebsräte und
Vertrauensleute in den Betrieben dar­
auf dringen, daß verfälschende und
diskriminierende Darstellungen des
Mitbestimmungsproblems in den Werk­
zeitschriften unterbleiben.

Schlauberger

Die Publikationsfabrik der Unterneh­
mer, das „Deutsche Industrieinstitut"
in Köln, hat eine Entdeckung gemacht:
Obwohl über die Hälfte unserer Be­
völkerung, so schreibt das Industrie­
institut, aus Arbeiterfamilien bestehe,
kämen bedauerlicherweise nur 5,3 Pro-

, zent unserer Studenten aus solchen Fa­
milien. Aber in den USA wären es 30
Prozent, in England 25 und in Schwe­
den 20 Prozent. Mit Geldmangel lasse

, sich das nicht mehr erklären, sondern
es sei ganz einfach „Bildungsscheu"

I und die große Unkenntnis über Bil­
dungseinrichtungen und Förderungs-

j maßnahmen.

j Gewiß, unsere Schulen sind schulgeld-
[ frei geworden, aber die Kosten für
' Lernmittel werden nicht geringer, son­

dern laufend teurer. Dazu kommt, daß
die Kinder aus Arbeiterfamilien, auch
bei noch so hoher Intelligenz, ohne die
Hilfe ihrer Eltern oder Angehörigen
auskommen müssen, die — wegen der
erwähnten Bildungsscheu zweifellos —
nur mit einer Volksschulbildung aus-

■ gestattet sind. Zusätzliche Aufwendun­
gen für den probaten Nebenverdienst
unserer Studienräte für Nachhilfestun-

l den, die 10 bis 20 DM kosten, sind aus
den Einkommen der Arbeiter nicht auf­
zubringen.

Auch von den Förderungsmaßnahmen
kann nur jemand schwärmen, der den
Hürdenlauf um Förderungshilfen nach
dem sogenannten Honnefer Modell
oder um Stipendien der Hochbegabten-
förderung aus der Sicht des Zuschauers
kennt. Es gehört schon eine praktische
Übung in Betriebswirtschaft und spar­
samer Haushaltsführung dazu, wenn
sidi ein Student mit den Mitteln dieser
Förderungsmaßnahmen über die Run­
den bringen will. Unter diesen Vor­
aussetzungen ist es eher ein Wunder,
wenn sich dennoch rund 5 Prozent der
Studierenden an deutschen Hoch­
schulen aus Arbeiterfamilien finden.

Wer Behauptungen aufstellt wie das
Industrieinstitut und in leichtfertiger
Weise von „Bildungsscheu" in den Ar­
beiterfamilien spricht, gerät in den
Verdacht, den Vorwurf abwehren zu
wollen, er und .seine Auftraggeber
seien mitschuldig an dem Bildungsnot­
stand unseres Landes. Vielleicht aber
sollen diese Unterstellungen dazu die­
nen, die Forderung der Gewerkschaf­
ten nach Bildungsurlaub für Arbeit­
nehmer abzuwehren, die doch eher auf
Bildungshunger als auf Bildungsscheu
der Arbeitnehmer schließen läßt. Die
deutsche Arbeiterbewegung ist von
allem Anfang an eine Bewegung der
Arbeiterbildung gewesen. Aber das
braucht man als Unternehmerpropa­
gandist in der Bundesrepublik nicht zu
wissen.
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Nur noch „Festspiele“ unter anderen?

Die Ruhr-Fesfspiele brauchen fortschrittliche Ideen

Bürgerlichen „Kulturbetrieb" gibt es zur Genüge

Nadi einem Beridit des für die letzten Ruhr-Festspiele eingesetzten Sonder­
ausschusses soll durch Fehldispositionen ein Defizit von fast einer Million DM
entstanden sein. Allein die Inszenierungen von Grabbes „Napoleon oder die
hundert Tage" und Brechts „Sdiwejk im zweiten Weltkrieg" haben über 700 000
Mark verschlungen. Leider geht aus den kargen Pressenotizen nicht hervor, ob
dies die einzigen Gründe für den Fehlbetrag gewesen sind. Zweifellos aber wird
diese finanzielle Frage bei den Gewerkschaften Anlaß zu kritischen Betrach­
tungen geben. Aber nicht nur die Kosten der Ruhr-Festspiele, sondern auch der
kulturelle Gehalt sollten die Gewerkschaften veranlassen, sich mit den Ruhr-
Festspielen als bedeutende kulturelle Veranstaltung des Deutschen Gewerk­
schaftsbundes ernsthaft zu beschäftigen.

Die „Holzarbeiter-Zeitung" zum Bei­
spiel schrieb nach den Ruhr-Festspie­
len 1967, es sei erforderlich, in den
Gewerkschaften die Ergebnisse der
letzten Festspiele zu diskutieren und
selbstkritisch zu fragen, ob sich die
Gewerkschaftsmitglieder von dem Kul­
turprogramm der Ruhr-Festspiele in
ihrer heutigen Gestalt angesprochen
fühlen. Die Zeitung regt an, Vorschläge
zu machen, wie die Ruhr-Festspiele in
der Zukunft dem sozial-kulturellen
Wollen der Gewerkschaften besser ge­
recht werden können. Es gibt darüber
hinaus in der Gewerkschaftsbewegung
ernsthafte Besorgnis über die Ent­
wicklung der Ruhr-Festspiele, und das
ist keineswegs verwunderlich, nahmen
sie doch, besonders in den vergange­
nen zwölf Jahren, einen äußerst wi­
dersprüchlichen Verlauf.

Nun ist nicht zu übersehen, daß es
ernsthafte Bemühungen gibt, die Ar­
beiter und Angestellten mit dem Thea­
ter und der bildenden Kunst vertraut
zu machen. Besonders in den Kultur­
tagen der Gewerkschaftsjugend, „jun­
ges forum", die seit 1961 regelmäßig
im Rahmen der Ruhr-Festspiele statt­
finden, wird das ernsthafte Streben
der Hauptabteilung Jugend beim DGB-
Bundesvorstand sichtbar, die vielfäl­
tigen kulturellen Möglichkeiten zu de­
monstrieren, sich mit dem gesellschaft­
lichen Leben in der Bundesrepublik
auseinanderzusetzen, „junges forum"
ist gegenwärtig der fortschrittlichste
Veranstaltungskomplex der Ruhr-Fest­
spiele neben der seit 1965 in Reckling­
hausen durchgeführten „Woche der
Wissenschaft".

Dagegen aber verstärken sich die An­
strengungen von staatlichen Institutio­
nen wie auch von Vertretern der Groß­
industrie, die Recklinghausener Kultur­
tage in den offiziellen Kulturbetrieb
einzubeziehen und jede Äußerung ge­
werkschaftlichen Wollens in den Hin­
tergrund zu drängen. Die Tatsache,
daß der DGB-Bundesvorstand und die
Leitung der Ruhr-Festspiele, anstatt
diesen Bestrebungen entgegenzutre­
ten, vor dem Druck zurückweichen
und eine „neutrale" Position bezie­
hen, ist nicht zu übersehen. Deutlich
wird dies an einem Interview, das der
neue Leiter der Ruhr-Festspiele und
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Kulturreferent des DGB - Bundesvor­
standes, Dr. Karl-Heinz Hagin, im ver­
gangenen Jahr dem „Rheinischen Mer­
kur" gab. Dr. Hagin sagte wörtlich:
„Ich sehe in den Ruhr-Festspielen und
ihrem Bildungsauftrag außerdem ein
geeignetes Instrument, um einer Radi­
kalisierung der Arbeitnehmer vorzu­
beugen." Aufgabe der Ruhr-Festspiele
sei es nicht, so sagte Hagin weiter, ein
proletarisches Klassenbewußtsein her­
anzuzüchten, und er hob ausdrücklich
hervor, daß er einen klassenkämpfe­
rischen Spielplan, auch wenn es dafür
Stücke gebe, auf jeden Fall verneine.

Aber was soll das Gerede über eine
„Radikalisierung" der Arbeiterschaft?
Wenn darunter die Aufgabe der Ar­
beitnehmer verstanden wird, die For­
derungen des DGB-Grundsatz- und
Aktionsprogramms durchzusetzen, den
sozialen Besitzstand zu wahren, die
Arbeitsplätze zu sichern, einen höheren
Lebensstandard zu erkämpfen und de­
mokratische Reformen, wie die wirt­
schaftliche Mitbestimmung, zu ver­
wirklichen, dann ist es doch ein Auf­
trag der Ruhr-Festspiele, dies mit den
Mitteln einer progressiven Kultur­
politik zu unterstützen. Die Äußerun­
gen des Leiters der Ruhr-Festspiele
beweisen, daß sie von den Verant­
wortlichen nicht als ein Instrument an­
gesehen werden, die Interessen der
Arbeiter und Angestellten zu vertre­
ten und ihren Forderungen auf kultu­
rellem Gebiet Ausdruck zu verleihen,
sondern hier widerspiegelt sich die
Absicht, die Positionen der Arbeiter­
schaft und der Gewerkschaften in kul­
turellen Fragen aufzugeben.

Man muß also feststellen, daß der
DGB - Bundesvorstand den objektiven
Erfordernissen auf kulturellem Gebiet
nur ungenügend Rechnung trägt, ob­
wohl der stellvertretende DGB-Vor-
silzende, Bernhard Tacke, vor einiger
Zeit in der „Welt der Arbeit" erklärt
hat, daß kulturelle Probleme nur pro­
gressiv, niemals aber restaurativ oder
reaktionär gelöst werden können.
Aber die neuen Möglichkeiten, die
sich aus den in hartnäckigen Ausein­
andersetzungen errungenen materiell­
sozialen Erfolgen und der sich ent­
wickelnden wissenschaftlich-technischen
Revolution für den kulturell-geistigen

Raum ergeben, fanden in der Kultur­
arbeit und besonders bei den Ruhr-
Festspielen keine ausreichende Berück­
sichtigung.

An einigen Erscheinungen und Prak­
tiken der letzten Ruhr-Festspiele und
Kulturlage von Recklinghausen wird
dies deutlich. So hatten die Organi­
satoren der Kuliurtage „junges forum"
Brechts „Badener Lehrstück vom Ein­
verständnis" als Auflragsinszenierung
vergeben. Dieses Stück ruft dazu auf,
die Ausbeutung zu beseitigen und die
Welt zu verändern. Zehn Tage vor der
geplanten Premiere wurde das Stück
vom Veranslaltungsprogramm mit der
Begründung abgesetzt, es läge nur ein
geringes Publikumsinteresse vor und
das Lehrstück wirke zu pädagogisch.
Die Vertreter des „jungen forum"
wollten mit dieser Inszenierung zu­
gleich in die Betriebe des Ruhrgebie­
tes gehen, aber kein Speisesaal, keine
Lehrwerkstatt, kein betriebseigener
Theatersaal wurde dem „jungen forum"
für diese Zwecke zur Verfügung ge­
stellt. Und noch eine weitere kritische
Aufführung des „jungen forums" wur­
de verhindert. In ihr sollten unter
dem Thema „Lieder gegen den Tritt"
Songs aus fünf Jahrhunderten den
jungen Gewerkschaftern geboten wer­
den.

Bemerkenswert ist auch eine Episode
um das Gastspiel der Westberliner
Volksbühne mit Karl Sternheims Satire
auf den preußischen Untertanengeist,
„Bürger Schippel". Der Regisseur Hans­
jörg Utzerath gestaltete für das Büh­
nenbild eine Kunststoffrückwand mit
hundert rasterförmig gestaffelten Por­
träts Heinrich Lübkes. Dieses Bühnen­
bild wurde verboten. Offensichtlich
unter dem Druck der staatlichen Stel­
len fügte sich der Aufsichtsrat der
Ruhr-Festspiele dem Verbot. Dazu be­
merkte die „Holzarbeiter - Zeitung":
„So ist das Bühnenbild, das man nicht
zeigen durfte, nun das allgemein-be­
kannte Symbol dafür, daß die Ruhr-
Festspiele heute hauptsächlich daran
kranken, die unverschleierte künstle­
rische Auseinandersetzung über un­
sere Gesellschaft zuzulassen. Das aber
ist in Zukunft von ihnen zu fordern."
Dem wäre lediglich noch hinzuzufügen,
daß die Ruhr-Festspiele mitunter selbst
hinter bürgerlichen Kräften im kultu­
rellen Bereidi Zurückbleiben. Die Stern­
heim-Inszenierung wurde in der West­
berliner Volksbühne mit der in Reck­
linghausen verbotenen Lübke-Rück-
wand gespielt.

Mit dieser widersprüchlichen Politik
wird die Chance verpaßt, in den Ruhr-
Festspielen in Recklinghausen ein kul­
turelles Zentrum der Lohn- und Ge­
haltsempfänger zu schaffen. Hier könn­
te der DGB zeigen, wie er sich eine
fortschrittliche Neuordnung des Kul­
tur- und Bildungswesens vorstellt. Mit
Nachdruck muß darum darauf hinge­
wiesen werden, wie notwendig es ist,
das ideologisch - kulturpolitische und
künstlerisch-ästhetische Anliegen der
Ruhr-Festspiele so zu fassen, daß es
den gewerkschaftlichen Forderungen



Löhne wachsen nicht in den Himmel PERSONALIEN

Die Anzahl derjenigen Arbeitnehmer,
die monatlich über 1000 DM verdienen,
ist gering. Das Einkommen der 22,4

Millionen Bundesbürger, die der Lohn­
steuerpflicht unterliegen, gliederte sich
1967 wie folgt:

Gemeinsames Seminar

mit CSSR-Gewerkschaftern

Anteil monatl. Verdienst Männer Frauen

19,8 Prozent unter 300 DM 1,7 Mill. 2,7 Mill.
13,7 Prozent zwischen 300 u. 500 DM 0,9 Mill. 2,1 Mill.
18,0 Prozent zwischen 500 u. 700 DM 2,2 Mill. 1,9 Mill.
20,6 Prozent zwischen 700 u. 900 DM 3,7 Mill. 0,9 Mill.
21,2 Prozent zwischen 900 u. 1333 DM 4,3 Mill. 0,5 Mill.

6,7 Prozent über 1333 DM 1,4 Mill. 0,1 Mill.

In der Zeit vom 17. bis 25. Februar
1968 hat im Jugendheim der IG Metall
in Schliersee ein gemeinsames Ge­
werkschaftsseminar der IG Metall mit
Vertretern der tschechoslowakischen
Metallarbeitergewerkschaft stattge­
funden. Es wurden folgende Themen
behandelt: Aufgaben und Struktur der
IG Metall; tarifvertragliche und ge­
setzliche Regelung für Rationalisie­
rungsschutz; Arbeit der Betriebsräte
und Mitbestimmung; Berufsausbildung.
Zu den Teilnehmern gehörte der
2. Vorsitzende der tschechoslowaki­
schen Metallgewerkschaft, Alois Ko-
pacek.

1967 wieder mehr Streiks

Die Verschärfung der wirtschaftlichen
und sozialen Lage der Arbeitnehmer
in der Bundesrepublik drückte sich im
vergangenen Jahr auch in einem stei­
len Anstieg der durch Streik ausge­
fallenen Arbeitstage aus. Fast 400 000
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und besonders seinen kulturpolitischen
Grundsätzen gerecht wird. Dazu ist
erforderlich, daß unter Verzicht auf
finanzielle Unterstützung durch die
Großindustrie die volle gewerkschaft­
liche Handlungsfreiheit hergestellt
wird und der Einfluß aller antigewerk-
schafllichen Kräfte ausgeschallel bleibt.
War der Kampf der Arbeiterschaft um
materielle und soziale Verbesserun­
gen schon immer verbunden mit dem
Kampf um geistige Befreiung, so hat
gerade heute die geistig-kulturelle
Auseinandersetzung eine besondere
Bedeutung. Hier ist der Platz, den die
Ruhr-Festspiele im Interesse der ar­
beitenden Menschen einzunehmen ha­
ben. Nur so werden die Ruhr-Fest­
spiele zu dem werden, was die „Welt
der Arbeit" schon 1954 von ihnen for­
derte: zu einem Begriff im internatio­
nalen Kulturleben von höchster Lei­
stung und Güte und zu einer wirk­
lichen „Bezeugung des Kulturwillens
der Arbeiterschaft". H. B.

Tage weist die Streikstatistik aus
gegenüber wenig mehr als je 30 000
Arbeitstage im Durchschnitt der Jahre
1964 bis 1966. Für den Anstieg im ver­
gangenen Jahr sorgten vor allem die
Arbeitgeber im Fliesenlegergewerbe
Nordrhein-Westfalens und in der hes­
sischen Gummi- und Asbestverarbei­
tung mit ihrer anfangs unnachgiebigen
Haltung zu berechtigten Gewerk­
schaftsforderungen.

Kommt ein Befriebsärztegesefz?

Die SPD-Bundestagsfraktion hat jetzt
im Bundestag einen Antrag einge­
bracht, mit dem die Bundesregierung
aufgefordert wird, den Entwurf eines
Betriebsärztegesetzes umgehend vor­
zulegen. Seit langem fordern die Ge­
werkschaften, so u. a. im Aktionspro­
gramm, eine gesetzliche Regelung für
die gesundheitliche Betreuung der
Werktätigen am Arbeitsplatz. Im ein­
zelnen fordert der Entwurf, daß Be­
triebe mit mehr als 2500 Beschäftigten
und Betriebe mit gesundheitsgefährden­
den Tätigkeiten verpflichtet werden,
sofort einen hauptberuflichen Betriebs­
arzt einzustellen. In den Betrieben mit
500 bis 2500 Beschäftigten soll die Ein­
stellung von Betriebsärzten stufen­
weise erfolgen. Kleine Betriebe haben
die Möglichkeit, sich zu betriebsärzt­
lichen Arbeitsgemeinschaften zusam­
menzuschließen.

Die Verwirklichung dieser Gewerk­
schaftsforderung durch ein Bundesge­
setz ist um so dringlicher, als die vor
zwanzig Monaten für die Beschäftigung
von Betriebsärzten erlassenen Richt­
linien des Bundesarbeitsministeriums
keinen Erfolg hatten. Die ohnehin
schon viel zu geringe Zahl der Be­
triebsärzte ist seitdem noch um 38 zu­
rückgegangen. Ein Betriebsärztegesetz
muß neben der Festlegung von Grö­
ßenordnungen für Betriebe, die zur
Einstellung von Ärzten verpflichtet
sind, vor allem regeln: Aufgaben und
Rechtsstellung der Arzte, besonders
ihre Unabhängigkeit vom Unterneh­
mer und die Sicherstellung der ärzt­
lichen Schweigepflicht, sowie die Mit­
sprache der Betriebsräte bei Einstel­
lung und Entlassung von Betriebs­
ärzten. -pp-

Walter Arendt, Vorsitzender der IG
Bergbau und Energie sowie SPD-Bun­
destagsabgeordneter, und Willi Mi­
chels, Mitglied des geschäftsführenden
Vorstandes der IG Metall und SPD-Bun­
destagsabgeordneter, sind in den Er­
weiterten Vorstand des Bezirks West­
liches Westfalen der SPD gewählt
worden.

Arne Geijer, Präsident des schwedi­
schen Gewerkschaftsbundes und frühe­
rer langjähriger Präsident des IBFG,
besuchte Mitte Februar den Bundes­
vorstand des DGB in Düsseldorf. Mit
ihm waren auch der Präsident des nor­
wegischen Gewerkschaftsbundes, P.
Mentsen, und der Vizepräsident des
dänischen Gewerkschaftsbundes, Kai
Petersen, Gäste des DGB.

Hans Katzer, Bundesminister für Ar­
beit und Sozialordnung, besuchte am
19. Februar 1968 den Vorstand der IG
Metall in Frankfurt. In einer mehrstün­
digen Aussprache mit den Vorstands­
mitgliedern wurden neben allgemeinen
politischen Fragen insbesondere Pro­
bleme der Sozialpolitik sowie sozial-
und arbeitsmarktpolitische Gesetz­
gebungsabsichten erörtert. Breiten
Raum nahm auch eine Aussprache über
die Gestaltung der Mitbestimmung der
Arbeitnehmer ein. Uber die von Katzer
vertretenen Ansichten teilte die IG
Metall nichts mit. Am 24. Februar be­
suchte Katzer, der aufgrund zunehmen­
der Anfeindungen in der CDU/CSU
offenbar Unterstützung bei den Ge­
werkschaften sucht, den Hauptvorstand
der Gewerkschaft Gartenbau, Land-
und Forstwirtschaft.

Eugen Loderer, Vorsitzender des DGB-
Landesbezirks Baden - Württemberg,
ist auf dem außerordentlichen Landes­
parteitag der SPD in Ravensburg zum
stellvertretenden Landes vorsitzenden
der SPD gewählt worden. Loderer
■wurde damit Nachfolger von Dr. Alex
Möller.

Peeter Raane, Tarifsekretär der Ge­
werkschaft Holz und Kunststoff, ist mit
der kürzlichen Übernahme dieser Funk­
tion der jüngste Tarifsekretär einer
DGB-Gewerkschaft. Raane, der 26 Jahre
alt ist, arbeitet erst seit Herbst 1967
bei dieser Gewerkschaft. Vorher war
er beim Wirtschaftswissenschaftlichen
Institut des DGB tätig.

Gerhard Vater, Vorsitzender der Ge­
werkschaft Holz und Kunststoff, werde
häufig in den Spekulationen um einen
Nachfolger Ludwig Rosenbergs als
DGB-Vorsitzender genannt. Dies mel­
dete die Deutsche Presseagentur in
den „Sozialpolitischen Nachrichten"
Nr. 6'1968 Mitte Februar. Ludwig Ro­
senberg wird vermutlich auf dem näch­
sten DGB-Kongreß im Frühjahr 1969
in München wegen Erreichens der
Altersgrenze seinen Posten zur Ver­
fügung stellen.



Vom Wesen des Kapitals

Wie Geld und Produktionsmittel zu Kapital werden

Warum Menschen ihre Arbeitskraft verkaufen müssen

Ist Geld Kapital? Sind Produktionsmittel Kapital? Ist der Kapitalismus in unse­
rem Lande überwunden? — Wir haben gesehen, wie in der einfachen Waren­
produktion für den Austausch produziert wurde mit dem Ziel, für die eigene
Ware einen anderen Gebrauchswert zu erhalten. Die Zirkulationsformel der ein­
fachen Warenproduktion lautete dementsprechend Ware-Geld-Ware (W-G-W) —
verkaufen um zu kaufen.

In diesem Kreislauf, der auf den Ge­
brauchswert der Ware gerichtet ist,
spielt das Geld nur eine vermittelnde
Rolle, der Endzweck ist die Konsum­
tion, die Befriedigung der Bedürfnisse
der privaten Warenproduzenten. Der
Verkäufer erhält Geld vom Käufer
seiner Ware und kauft dafür eine an­
dere Ware. Geld ist hier durchaus
nicht Kapital. Und doch bildet die
Warenzirkulation den Ausgangspunkt
des Kapitals. „Warenproduktion und
entwickelte Warenzirkulation, Handel,
bilden die historischen Voraussetzun­
gen, unter denen es entsteht. Welt­
handel und Weltmarkt eröffnen im
16. Jahrhundert die moderne Lebens­
geschichte des Kapitals.“ (K. Marx,
Das Kapital, Bd. I, Berlin 1957, S. 153.)

Kapital unterscheidet sich vom
Geld zunächst durch eine andere Zir­
kulationsform: für Geld werden Wa­
ren gekauft mit dem Ziel, sie teurer
zu verkaufen, Geld-Ware-mehr Geld
(G-W-G‘). Eine bestimmte Wertsumme
wird in Geldform in die Zirkulation
geworfen, um am Ende des Prozesses
einen größeren Wert (G*) zu erhalten,
als am Anfang vorhanden ist. Die Dif­
ferenz zwischen dem ursprünglichen
und dem zurückerhaltenen Wert nennt
Marx Mehrwert. Das Ziel dieses
Prozesses ist nicht die Konsumtion,
nicht der Gebrauchswert der Waren,
sondern der Wert selbst, seine Ver­
wertung oder die Aneignung des
Mehrwerts. Diese Bewegung verwan­
delt den Wert in Kapital und läßt den
Geldbesitzer als bewußten Träger die­
ser Bewegung zum Kapitalisten wer­
den.

Von der Wirkungsweise des Wert­
gesetzes her wissen wir jedoch, daß
die Entstehung von Mehrwert nicht
aus einer bloßen Preiserhöhung über
den Wert zu erklären ist. Jede Über­
vorteilung durch Preisaufschlag führt
nur zu einer Umverteilung des Wertes
zwischen den Warenproduzenten, ohne
daß dadurch in der Gesellschaft neuer
Wert entsteht. In der Zirkulations­
sphäre, durch bloßen Kauf und Ver­
kauf, entsteht kein Wert, vielmehr
vollzieht sich hier nur der Austausch
schon vorhandener produzierter Werte.
Um Mehrwert zu erzielen, muß unser
Geldbesitzer auf dem Markt eine
Ware finden, deren Gebrauchswert die
Eigenschaft besitzt, Quelle von Wert
zu sein, eine Ware, deren Gebrauch
selbst in der Vergegenständlichung
von Arbeit besteht. Eine solche spe­

zifische Ware ist das Arbeitsvermögen
oder die Arbeitskraft. Ihr Gebrauch
besteht in der Arbeit, die Arbeit aber
schafft den Wert. Da die einfachen
Warenproduzenten jeder für sich mit
eigenen Produktionsmitteln produzie­
ren, verkaufen sie ihre Waren und
nicht ihre Arbeitskraft.

Damit die Kapitalisten die Arbeits­
kraft als Ware auf dem Markt vor­
finden, ist ein völlig neues Produk­
tionsverhältnis notwendig, das die Be­
dingungen der Mehrwertproduktion
einschließt. Dieses neue Produktions­
verhältnis ist das Kapital. Es entsteht
auf der Grundlage der feudalen Ge-
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Drifte Folge:

Marxismus
leicht gemacht
Von Dr. Heiner Wilms

(Siehe auch NACHRICHTEN Nr. 1 und
2/1968)

sellschaftsordnung und der einfachen
Warenproduktion durch die sogenann­
te ursprüngliche Akkumulation des
Kapitals. Dieser geschichtliche Prozeß,
der das Kapitalverhältnis schafft, be­
steht vor allem in der gewaltsamen
Trennung der Bauern von ihrem Grund
und Boden und in ihrer Verwandlung
in Lohnarbeiter sowie in der Konzen­
tration des Eigentums an Produktions­
mitteln in den Händen einer zahlen­
mäßig kleinen Klasse von Kapitalisten.

Dieser Enteignungsprozeß (Expropri­
ation) der Volksmassen verwandelt das
zersplitterte, zwerghafte Eigentum vie­
ler kleiner Warenproduzenten in das
massenhafte Eigentum weniger Kapi­
talisten, die private Produktion in eine
gesellschaftliche Produktion und die
Masse der Produzenten in eigentums­
lose, doppelt freie Lohnarbeiter. Sie
sind einmal juristisch frei und können
— im Unterschied zum Sklaven oder
Leibeigenen — über sich und ihre Ar­
beitskraft frei verfügen. Sie sind aber
auch frei von Produktionsmitteln und
können deshalb ihre Existenzmittel 

nicht mehr mit eigenen, sondern nur
mit den Produktionsmitteln der Kapi­
talisten erwerben. Sie sind somit
ökonomisch gezwungen, ihre Ar­
beitskraft als Ware an die Kapitalisten
zu verkaufen und sich der Ausbeutung
durch sie zu unterwerfen. Die Schaf­
fung der Exislenzmittel des unmittel­
baren Produzenten, des Arbeiters, wird
der Verwertung des Wertes, der Herr­
schaft des Kapitals untergeordnet. Da­
mit sind die Grundbedingungen der
kapitalistischen Produktion gegeben.

Die kapitalistische Ausbeutung
besteht darin, daß die Arbeitskraft in
der Lage ist, einen höheren Wert zu
produzieren, als sie selbst an Wert
besitzt und als sie bestenfalls vom
Kapitalisten (in Form des Lohnes) be-
bezahlt erhält. Den von der Arbeits­
kraft über ihren eigenen Wert (die
Reproduktionskosten der Arbeitskraft)
hinaus erzeugten Wert eignet sich der
Kapitalist als Mehrwert an. Im Unter­
schied zur einfachen Warenproduk­
tion, in der das private Eigentum auf
eigener Arbeit beruht, bedeutet das
private Eigentum des Kapitalisten An­
eignung fremder, vergesellschafteter
Arbeit.

Kauf und Verkauf der Arbeitskraft als
historisch entstandene Form der Ver­
bindung zwischen den Produzenten
und den Produktionsmitteln und die
Aneignung des Mehrwerts durch die
Kapitalisten machen das Wesen des
Kapitals aus. Kapital ist „kein Ding,
sondern ein bestimmtes gesellschaft­
liches, einer bestimmten historischen
Gesellschaftsformation angehöriges
Produktionsverhältnis, das sich an ei­
nem Ding darstellt und diesem Ding
einen spezifisch gesellschaftlichen Cha­
rakter gibt" (K. Marx, Das Kapital,
Bd. III, Berlin 1957, S. 867). Demnach
sind also Geld oder Produktionsmittel
nicht an sich Kapital, sondern werden
nur zu Kapital unter den genannten
gesellschaftlichen Produktionsverhält­
nissen.

Die wissenschaftliche Exaktheit der
Marxschen Analyse und Bestimmung
des Kapitals als ein bestimmtes, histo­
risch entstandenes gesellschaftliches
Produktionsverhältnis gestattet es
auch, die eingangs gestellte dritte
Frage sachlich und exakt zu beantwor­
ten: Solange in der Bundesrepublik
annähernd 80 Prozent der Bevölkerung
ihren Unterhalt durch den Verkauf
ihrer Arbeitskraft bestreiten müssen,
solange die entscheidenden Produk­
tionsmittel der Gesellschaft privater
Verfügung unterliegen, solange die
Besitz- und Machtverhältnisse durch
die Herrschaft des Großkapitals ge­
prägt werden, kann von einer Über­
windung des Kapitalismus keine Rede
sein. Erst mit der Ablösung der Herr­
schaft des Großkapitals durch die Ent­
scheidung des arbeitenden Volkes über
seine eigenen Produktions-und Lebens­
bedingungen wird der Kapitalcharak­
ter der Produktion überwunden und
die produktive Tätigkeit der Menschen
der Unterordnung unter die Verwer­
tung des Wertes entzogen.
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Gewerkschaft zwischen Mühlsteinen?

Widerspruch zwischen SPD-Politik und Arbeitnehmern

Tagelang blockierten Tausende demonstrierender Schüler und Studenten — wie
auch in anderen Städten — den Verkehr in der Freiburger Innenstadt. Das hatte
der Freiburger Stadtrat sicher nicht erwartet, als er die Fahrpreise der städ­
tischen Verkehrsmittel kräftig erhöhte.

Die Demonstranten hatten überzeu­
gende Argumente auf ihrer Seile:
Mehrwertsteuer und Streichung von
Landeszuschüssen als vom Stadtrat ge­
nannte Ursachen für die Fahrpreis­
erhöhung sind die Folgen der Finanz­
misere des Bundes, hervorgerufen
durch die übersteigerte Rüstungspolilik.
Immer wieder wurde darauf hingewie­
sen, daß der sinnlose Bau des atom­
sicheren Schloßbergbunkers, in dem
von 150 000 Einwohnern 6000 „Schutz“
finden könnten, 12 Millionen DM ge­
kostet und die Stadt zur Unterhaltung
jährlich 100000 DM nach § 18 Absatz 3
des Schutzbaugesetzes aufzubringen
hat.
Von Beginn an war den Schülern und
Studenten klar, daß ihre Demonstra­
tionen nur Erfolg haben können, wenn
es gelingt, die Unterstützung der Be­
völkerung und der Arbeiterschaft zu
gewinnen. In diesem Sinne wurde in
zahlreichen Flugblättern der verschie­
denen Studentenorganisationen und
des AStA an die Bevölkerung appel­
liert. Das ha'.te den Erfolg, daß sich
im Laufe der Aktionen die Sympathien
der Bevölkerung für die Demonstran­
ten verstärkten.
Während der ersten Tage war das
Verhältnis der Polizei zu den jungen
Menschen ausgezeichnet. Mädchen
brachten den Polizisten Blumen und
Bonbons. Doch die Freiburger Stadt­
verwaltung wollte das Ende der De­
monstrationen erzwingen. Der Freibur­
ger Polizeichef weigerte sich, hart
gegen die Demonstranten vorzugehen,
weil er das traditionell gute Verhält­
nis zwischen Polizei und Studenten­
schaft nicht belasten wollte. Er wurde
daraufhin kurzerhand von der weite­
ren Leitung des Polizeieinsatzes ent­
bunden und durch den Konstanzer Po­
lizeichef ersetzt. Aus ganz Südbaden
wurden „verläßliche“ Polizeieinheiten
zusammengezogen, die mit Wasser­
werfern und Gummiknüppeln gegen
Schüler und Studenten vorgingen.
Diese Vorfälle führten zu empörten
Diskussionen in der Öffentlichkeit, in
Betrieben und Gewerkschaften. Ob­
wohl von einigen Stadträten versucht
wurde, Entschließungen der Gewerk­
schaften gegen die Demonstranten
durchzusetzen, geschah das Gegenteil.
Der Freiburger Kreisausschuß des
DGB solidarisierte sich mit den Stu­
denten und Schülern und forderte den
Stadtrat auf, nachzugeben. Ein tiefer
Riß ging durch die örtliche Sozialdemo­
kratie. Während einige führende So­
zialdemokraten unnachgiebig die Fahr­
preiserhöhungen verteidigten, ver­
langte ein großer Teil der SPD-Mitglie­

der und -Wähler die Wiederherstel­
lung der altenTarife. Der Ortsverband
der SPD kritisierte die Fahrpreiserhö­
hungen, die mit den Stimmen der SPD-
Fraktion beschlossen worden waren.
Schließlich mußte der Stadtrat die
Fahrpreiserhöhung überprüfen und
wesentliche, wenn auch nicht voll be­
friedigende Zugeständnisse an die
Demonstranten machen. Die sozial­
demokratischen Gewerkschafter mach­
ten die Erfahrung, daß auf Bonn aus­
gerichtete SPD-Politik gute Gewerk­
schafter erheblich diskreditieren kann.

H. W., Allensbach

Man kann nur einem
Herrn dienen ...
Bremen hat in der Bundesrepublik
Schlagzeilen gemacht: Durch den er­
folgreichen Protest der Jugend und
Arbeiterschaft gegen die Erhöhung der
Straßenbahn-Tarife und durch den
Rücktritt des DGB - Vorsitzenden Ri­
chard Boljahn vom Vorsitz der SPD-
Fraktion in der Bremischen Bürger­
schaft. 17 Jahre hatte Boljahn dieses
Amt bekleidet.
Seit in Bonn Minister und Abgeord­
nete der SPD mit der CDU/CSU die
Große Koalition bildeten, ist der Bre­
mer DGB-Vorsitzende, wie viele so­
zialdemokratische Gewerkschafter, in
einen sich verschärfenden Konflikt mit
der offiziellen Politik seiner Partei
geraten. Offen erklärte er im vorigen
Jahr, die von SPD-Wirtschaftsminister
Schiller konzipierte „konzertierte Ak­
tion“ und die Teilnahme des DGB an
dieser Aktion könnten den „Todes­
stoß“ für die Gewerkschaften bedeuten.
Als aber in Bremen Schüler, Studenten
und Arbeiterjugend (Berufsschüler) —
schon bald unterstützt von Arbeitern
der Großbetriebe — aus Protest gegen
die Tariferhöhungen den Betrieb der
Straßenbahn blockierten, spielte der
Bremer DGB-Vorstand in der ersten
Phase der Massenaktionen eine pas­
sive und negative Rolle. Als Mitglied
des Straßenbahn - Aufsichtsrates und
SPD - Fraktionsvorsitzender hatte Ri­
chard Boljahn den Tariferhöhungen
zugestimmt. Er stellte sich gegen die
Protest - Aktionen. Weder der DGB-
Vorsitzende noch ein anderer der Bre­
mer SPD-Kommunalpolitiker prangerte
die wahren Ursachen für die Erhöhung
der kommunalen Tarife und Gebühren
an: die der Rüstung und dem Unter­
nehmerprofit dienende Politik der Gro­
ßen Koalition in Bonn. Die Flaltung

Boljahns löste bei der Jugend, in Be­
trieben und Gewerkschaftsorganisatio­
nen Bremens Widerspruch und Empö­
rung aus. Der DGB-Kreisvorstand kor­
rigierte dann seine Haltung: Er for­
derte für die Arbeitnehmer eine ver­
billigte Arbeiterwochenkarte, eine For­
derung, die auch verwirklicht wurde.
Der DGB-Kreisvorstand unter Leitung
Richard Boljahns nahm nun auch gegen
die beabsichtigte Erhöhung der Kanal­
benutzungs- und Müllabfuhrgebühren
Stellung. Als SPD-Fraktionsvorsitzen­
der hatte Boljahn jedoch zuvor bei
den Koalitionsvereinbarungen mit der
FDP der Erhöhung dieser Gebühren
zugestimmt. Die Gebührenerhöhungen
sind inzwischen auf einen späteren
Zeitpunkt verschoben worden. Daß
Boljahn angesichts der Proteste wider
den Stachel der offiziellen Parteipolitik
auf der Ebene des Landes lockte, wurde
zum Anlaß genommen, um ihn aus dem
Ortsvereins- und Landesvorstand der
SPD abzuwählen.

Es bleibt abzuwarten, wie weit der
Bremer DGB-Vorsitzende aus seinen
jüngsten Erfahrungen Schlußfolgerun­
gen für eine konsequente und aktive
Gewerkschaftspolilik zieht. Eines aber
ist an seinem „Fall“ erneut deutlich
geworden: Auch in der Zeit der Gro­
ßen Koalition kann man nur einem
„Herrn“ dienen, entweder der Großen
Koalition oder den Arbeitnehmern.
Kritisch gilt es auch die Haltung der
Gewerkschaften zur progressiven Ju­
gend-, Studenten- und Schülerbewe­
gung zu prüfen und die gemeinsamen
Interessen zu erkennen und danach zu
handeln. A. B., Bremen

Negative Haltung des DGB
zu den Studenten

Was ist nur in unsere führenden DGB-
Funktionäre gefahren, daß sie kein
rechtes Verhältnis zur studentischen
Jugend finden können? Was anderes
als eine negative Einstellung ist es,
wenn in der „Welt der Arbeit“ im
Zusammenhang mit den Berliner Stu-
denten-Demonstrationen immer wieder
von „Krawallmachern" und „Randa­
lierern" gesprochen wird? Es ist doch
einfach zu billig, sich an Auswüchsen
und am Untypischen bei den Demon­
strationen für Frieden in Vietnam,
gegen Notstandsgesetze und für eine
demokratische Hochschulreform zu
orientieren —genauso billig, wie wenn
die „Bild - Zeitung“ Zwischenfälle bei
Streiks hochspielt.

Es ist darum sehr zu begrüßen, wenn
der Landesverband der Gewerkschaft­
lichen Studentengruppen in Bayern,
der DGB - Landesbezirksvorstand Hes­
sen und viele andere gewerkschaftliche
Gremien und Organisationen sich deut­
lich von der antistudentischen Hysterie
des Westberliner DGB - Vorsitzenden
Sickert distanzieren. Die seit Jahren
bestehende gute politische Zusammen­
arbeit zwischen Studenten, Professoren
und Gewerkschaftern darf durch satte
Intoleranz nicht wieder kaputtgemacht
werden. K. M., Berlin-West
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TERMIN
Weniger Beschäftigte - höhere Leistungen

KALENDER

■ 13—17. Mai
9. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft Leder in Offenbach/
Main.

■ 4.—8. Juni
Kongreß der Gewerkschaft Er­
ziehung und Wissenschaft für Leh­
rer und Erzieher in Nürnberg.

■ 7.—9. Juni
Neuwahlen für die Selbstverwal­
tungsorgane von rund 2100 Sozial­
versicherungsträgern der gesetzli­
chen Kranken-, Renten- und Unfall­
versicherung in der Bundesrepublik
und in West-Berlin.

■ 23.—27. Juni
9. ordentlicher Gewerkschaftskon­
greß der IG Bergbau und Energie
in Dortmund. Antragsschluß am
17. März.

■ 30. Juni—6. Juli
6. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft Öffentliche Dienste,
Transport undVerkehr in München.

■ 22.—24. August
6. Bundesfrauenkonferenz des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes in Kiel.

■ 2.—7. September
9. ordentlicher Gewerkschaftstag der
IG Metall in München.

■ 16.—20. September
7. ordentlicher Gewerkschafts tag der
Gewerkschaft Handel, Banken, Ver­
sicherungen in Bremen.

■ 16.—21. September
10. ordentlicher Gewerkschaftstag
der Gewerkschaft Textdl-Bekleidung
in West-Berlin.

■ 30. September — 4. Oktober
9. ordentlicher Kongreß der Deut­
schen Postgewerkschaft in Koblenz.

■ 7.—11. Oktober
8. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft der Eisenbahner
Deutschlands in Bremen.

■ 13.—17. Oktober
8. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft Land- und Forstwirt­
schaft in Erbach/Odw.

■ 20.—26. Oktober
8. ordentlicher Gewerkschaftstag der
IG Druck und Papier in Koblenz.

■ 29.—30. Oktober
6. Bundesangestelltentag des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes in Nürn­
berg.

■ 21.—22. November
7. Deutscher Beamtentag des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes
in Braunschweig.

■ 22.—23. November
7. Bundesjugendkon/erenz des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes
in Braunschweig.
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Interessantes aus dem Konjunkturbericht des WWI

Sprunghafter Preisanstieg am Jahresbeginn

Wie das Wirtschaftswissenschaftliche Institut der Gewerkschaften (WWI) in
seinem Konjunkturbericht vom 19. Februar feststellt, sind infolge der Rezession
im vergangenen Jahr rund 30 Milliarden DM, das sind etwa 6 Prozent des Volks­
einkommens, verlorengegangen. Aber diese Verluste haben nicht alle Einkom­
mensbezieher gleichzeitig und gleichmäßig getroffen.

Um etwa 4 Milliarden DM sind schät­
zungsweise die Vorräte abgebaut wor­
den, die sich in flüssiges Geld verwan­
delten, das wegen des höheren Zins­
niveaus vielfach ins Ausland abwan­
derte. Nach dem WWI-Bericht hat die
Landwirtschaft keine Einkommensrück­
gänge gehabt; dagegen ist die Indu­
strieproduktion um 9 Milliarden DM
auf die Höhe des Jahres 1965 abge­
sunken. Die produktiven Anlage­
investitionen waren um 14 Milliarden
DM geringer als 1966.

Der Konjunkturabschwung hat beson­
ders in der Industrie zu einer starken
Verminderung der Beschäftigtenzahl
geführt. Betrug sie noch im November
1965 rund 8,5 Millionen, ist sie bis
November 1967 um 8,5 Prozent, das
sind 723 600 Belegschaftsmitglieder,
zurückgegangen. Die Verlagerung der
Industrieproduktion auf die ergiebig­
sten Arbeitsplätze, so sagt der Kon­
junkturbericht, hat in der Gesamtindu­
strie zu einer Steigerung der soge­
nannten Produktivität um 11,1 Prozent
geführt. Dieser Zuwachs war höher als
in dem letzten Jahr der Hochkonjunk­
tur 1964 mit nur 9 Prozent Jahreszu­
nahme.

Der Produktivitätszuwachs geht weit
über den Jahresdurchschnitt hinaus,
welchen die Bundesregierung in ihrem
Wirlschaftsbericht 1967 angesetzt hatte,
und bedeutet für die industrielle Er­
zeugung eine ungewöhnliche Kosten­
entlastung wegen des verminderten
Arbeitsaufwandes. Es gilbt aber noch
einen anderen Grund für diese unge­
wöhnliche Produktivitätsteigerung, und
das ist die unter dem Druck der Angst
um den Arbeitsplatz enorm gesteigerte
Anspannung der Arbeitskräfte. Hinzu
kommt, daß in den Betrieben darüber
hinaus die Beschäftigten einen Teil der
Arbeit übernehmen mußten, die vor­
her von ihren entlassenen Kollegen
erledigt wurden.

Doch das Jahr 1967 darf trotz seiner
konjunkturellen Besonderheiten nicht
isoliert betrachtet werden; vielmehr
ist die Produktivitätsverbesserung als
ein Prozeß jahrelanger steigender Ar­
beitsleistungen zu verstehen. Seit 1958
ist nach den nun vorliegenden Sta­
tistiken die Produktionsleistung je Be­
schäftigten und Stunde um 77 Prozent
gestiegen. In dem Zeitraum von 1962
bis 1967 betrug das Leistungswachstum
allein rund 37 Prozent.

Bedenklich erscheint dem Gewerk­
schaftsinstitut die Entwicklung des

Preisniveaus der Lebenshaltung. Hier
ergab sich von Dezember 1967 auf Ja­
nuar 1968, innerhalb weniger Wochen,
eine sprunghafte Erhöhung. Für eine
vüerköpfige Normalfamilie stiegen die
Kosten für die Lebenshaltung um 1,3
Prozent, für eine Rentnerfamilie um 1,5
Prozent (und ifür 'die Lebenshaltung
eines Kindes um 2,1 Prozent. Auf der
anderen Seite gab es nach den Ermitt­
lungen der Deutschen Bundesbank im
letzten Quartal 1967 für 1,4 Millionen
Arbeitnehmer oder 8 Prozent der tarif­
statistisch erfaßten Beschäftigten Lohn­
oder Gehaltserhöhungen. Im Schnitt
betrug die Einkommensvenbesserung
3,3 Prozent, aber das gesamte Tarif­
oder Gehaltsniveau stieg lediglich um
0,2 Prozent. Diese Zahlen sagen aber
nichts aus über den realen Anstieg der
Lohnkosten. Da die tariflich vereinbar.
ten Lohn- und Gehaltsverbesserungen
mit den übertariflich bezahlten Löhnen
und Gehältern verrechnet wurden.
wuchsen die Effektivverdienste nur ge­
ringfügig über den Vorjahresstand.

Verstärkte Massenkaufl: raft hält das
WWI zur Zeit für die ' : htigsle Vor­
aussetzung dafür, einen Konjunktur­
aufschwung zu ermöglichen.

Zu guter Letzt:

Vor der SPD-Bundestagsfraktion äu­
ßerte kürzlich der ehemalige Vorsit­
zende der IG Bau-Steine-Erden und
jetzige Verkehrsminister, Georg Le­
ber: „Ich habe früher manchmal ge­
dacht, in der IG Bau ginge es rauh zu.
Seitdem ich mit dem Verkehr zu tun
habe, weiß ich, daß meine früheren
Kollegen wahre Edelmänner waren.“
Wer früher manchmal gedacht hat, es
ginge nur im Verkehrsgewerbe rauh
zu, weiß nun, daß es zu Lebers Zeiten
in der IG Bau ähnlich war.
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